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Mit dem Bergbaubericht zieht die Sächsische Berg-

behörde Bilanz über die Entwicklung der Sächsi-

schen Bergbaureviere, aber auch über ihre Arbeit als

Fach-, Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde.

Sachsen gehört zu den am stärksten bergbaulich

geprägten Regionen Deutschlands. Mit ca. 400 Be-

trieben und ca. 7.000 direkt Beschäftigten ist der

Bergbau auch heute noch ein wichtiger Industrie-

zweig. Erfreulich ist die Entwicklung in den Braun-

kohlerevieren. Die Braunkohleförderung hat sich auf

einem Niveau von 25 bis 30 Mio. Jahrestonnen

stabilisiert. Die Braunkohlesanierung ist nach der

grundsätzlichen Einigung mit der Bundesregierung

auch für die nächsten fünf Jahre finanziell abgesi-

chert.

Die 800-jährige Bergbautradition hat uns u.a. zahl-

reiche Besucherbergwerke als Anziehungspunkte für

den Tourismus hinterlassen, aber auch erhebliche

Gefahren durch den Altbergbau, für deren Beseiti-

gung das Sächsische Oberbergamt im Berichtsjahr

ca. 9 Mio. € einsetzen musste. Ein nicht unerhebli-

cher Anteil wurde für Maßnahmen an den soge-

nannten Wismutaltstandorten gebraucht, die vor dem

31. 12. 1962 eingestellt wurden und damit nicht der

Sanierungspflicht der Wismut GmbH unterliegen.

Das bekannteste Beispiel ist die Region um Johann-

georgenstadt, die nachhaltig in ihrer Entwicklung

eingeschränkt ist. Die Kosten für eine Sanierung der

Wismutaltstandorte werden vom Bund und Land

zwischen 370 und 480 Mio. € eingeschätzt. Der

Freistaat Sachsen allein kann diese Kosten nicht

tragen. Nach der Zusicherung des Bundeskanzlers

gehen wir davon aus, das bis zum Jahresende eine

Beteiligung des Bundes erreicht werden kann.

Nach neuesten Schätzungen geht die Bundesregie-

rung davon aus, dass für die Wismutsanierung ca.

6,2 Mrd. € benötigt werden. Davon wurden im Jahr

2001 für die sächsischen Sanierungsstandorte in

Königstein und Aue ca. 125 Mio. € eingesetzt.

Mit dem Rückgang der Aufgaben in der Wismut-

und Braunkohlesanierung ist in den nächsten Jahren

eine personelle und strukturelle Anpassung der

Sächsischen Bergverwaltung erforderlich. Die Um-

strukturierung wird bereits 2003 beginnen. Unser

Ziel ist, die Bergämter in das Sächsische Oberberg-

amt am Standort Freiberg einzugliedern. Im Hin-

blick auf die reviernahen Aufgaben sollen aber wei-

terhin Außenstellen an den Bergamtsstandorten

aufrechterhalten werden.

Im Bereich der Bergaufsicht nimmt die Bergbehörde

auch Aufgaben wahr, die sonst durch Mitarbeiter der

Berufsgenossenschaften abgedeckt werden. Der

persönliche und technische Arbeits- und Gesund-

heitsschutz ist nach wie vor ein Haupttätigkeitsfeld

der Mitarbeiter des Oberbergamtes und der Berg-

ämter. Nicht zuletzt auch durch ein gestiegenes

Sicherheitsbewusstsein in den Betrieben musste im

Jahr 2001 kein tödlicher Unfall verzeichnet werden.

Gern möchte ich den Jahresbericht zum Anlass

nehmen, den Mitarbeitern der Sächsischen Bergver-

waltung für ihre gute Arbeit zu danken. Ich bin zu-

versichtlich, dass in neuen effizienteren Strukturen

auch die künftigen Aufgaben mit großem Fachwis-

sen und hoher Motivation gemeistert werden.

Dresden, im Juli 2002

Dr. Martin Gillo

Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit

Zum Geleit



Mit dem Jahresbericht 2001 legt das Sächsische

Oberbergamt im elften Jahr nach seiner Wieder-

gründung und im 460. Jahr seines Bestehens den

zehnten Tätigkeitsbericht seit 1991 vor. Über den

gestrafften Bericht hinausgehende Daten und De-

tailinformationen können aus der Internetseite der

Bergbehörde unter folgender Adresse abgerufen

werden:

www.bergbehoerde.sachsen.de

Wegen der besonderen Aktualität wurde wie in den

vergangenen Jahren ein Thema mit größerer Aus-

führlichkeit behandelt, nämlich die Erdwärme.

Die Fördermengen des Braunkohlenbergbaus stiegen

im Berichtsjahr durch den Betrieb der Kraftwerks-

blöcke Lippendorf und Boxberg prognosegemäß

weiter von 23,4 Mio. t auf 27 Mio. t an. Im Steine-

und Erdenbergbau hat sich die Fördermenge nach

Bedarfsrückgängen bei Gesteinen zur Herstellung

von Schotter und Splitt sowie bei Kiesen und Kies-

sanden erneut auf 31,04 Mio. t verringert; Spezial-

produkte waren von dem Einbruch in der Bauindust-

rie weniger betroffen.

Eine leistungsfähige Verwaltung ist ein wichtiger

Infrastrukturfaktor unseres Landes. Genehmigungs-

dauer, Rechtssicherheit und Vertrauensschutz sind

ausschlaggebend für das Investitionsgeschehen. Die

Braunkohlenindustrie und die Steine- und Erdenin-

dustrie haben seit der Wiedervereinigung erhebliche

Mittel in moderne, sichere und umweltfreundliche

Betriebsanlagen investiert.

Die Arbeit der Bergbehörden bewegt sich in dem

schwierigen Spannungsfeld zwischen Rohstoffsiche-

rung und –vorsorge sowie dem Erhalt der Arbeits-

plätze einerseits und dem Schutz der Beschäftigten

und der Öffentlichkeit vor schädlichen Auswirkun-

gen des Bergbaus, also Gesundheitsschutz und Um-

weltschutz andererseits. Ein erheblicher Teil der

Tätigkeit der Bergbehörden dient in Folge dessen

der Koordination der teilweise sehr unterschiedli-

chen öffentlichen Interessen der vom Bergbau be-

troffenen Behörden, Stellen und Gemeinden und der

Konsensfindung in den bergrechtlichen, immissions-

schutzrechtlichen und nach anderen Vorschriften des

Bundes und des Landes durchgeführten Genehmi-

gungsverfahren.

Durch eine Reihe von Sonderzuständigkeiten konnte

die Bergverwaltung weitgehend „Service aus einer

Hand“ zum Nutzen der Wirtschaft, der Umwelt und

der Beschäftigten vor allem durch zügige und pro-

fessionell abgewickelte Genehmigungsverfahren

gewährleisten. Sie kommt damit dem aktuellen

Postulat einer Bündelungsbehörde mit klaren und

transparenten Strukturen in besonderem Maße ent-

gegen. Die Leistungsfähigkeit der Verwaltung

konnte durch Privatisierung einer Reihe von staatli-

chen Aufgaben vor allem im Altbergbau und bei der

Erhebung von Förderabgaben auf die Kernbereiche

konzentriert werden.

Dass ein großer Teil der Genehmigungsverfahren für

laufende Betriebe trotz Personaleinsparung zügig

abgelaufen ist, ist auch der Tatsache zu verdanken,

dass die Bergbehörde über hochqualifiziertes Perso-

nal verfügt, das mit überdurchschnittlichem Ar-

beitseinsatz wiederum Erhebliches geleistet hat. Für

diese Leistungen, die in der Öffentlichkeit und in

Fachkreisen weithin Anerkennung finden, danke ich

allen Beschäftigten der sächsischen Bergverwaltung

ganz herzlich.

Als besonders vorteilhaft für den Standort Freiberg

hat sich die erfolgreiche Zusammenarbeit mit der

Technischen Universität Bergakademie Freiberg, mit

dem geologischen Dienst des Freistaates sowie einer

Vorwort

http://www.bergbehoerde.sachsen.de/


Reihe von mittelständischen Unternehmen und In-

genieurbüros erwiesen. Eine derart vorteilhafte

räumliche Konstellation, die neben dem rationellen

Einsatz von Personal und technischen Großgeräten

auch das ständig wachsende Know-how konzent-

riert, ist in der Bundesrepublik einmalig. Wenige

Wochen vor Erscheinen dieses Berichtes konnte am

6. März 2002 das Geokompetenzzentrum Freiberg

e.V. gegründet werden, das sich als Bindeglied zwi-

schen Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung

versteht.

Freiberg, im Juni 2002

Prof. Reinhard Schmidt

Präsident des Sächsischen Oberbergamtes
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1 Bergbau in Sachsen

1.1 Schwerpunkt 2001
Erdwärme und Sole

Überblick

Die Entwicklung der letzten Jahre führte zu einer

steigenden Nachfrage nach weiterentwickelten Arten

der Energiegewinnung. Wachsendes Umweltbe-

wusstsein, verschärfte Klimaschutz- und Emissions-

verordnungen sowie steigende Energiepreise verlan-

gen nach Konzepten, die eine nachhaltige Energie-

versorgung sichern und die vorhandenen Ressourcen

schonen. Eine Energieform, die diesen Ansprüchen

bestens gerecht wird, ist die Erdwärme.

Als Erdwärme (Synonym: geothermische Energie)

bezeichnet man die gesamte unterhalb der Oberflä-

che der festen Erde gespeicherte Wärmeenergie. Die

Existenz dieser Wärme kann auf die Zeit der Erdent-

stehung und den fortlaufenden Zerfall natürlicher

radioaktiver Elemente in Erdmantel und Erdkruste

zurückgeführt werden. Unterhalb der oberflächli-

chen Erderwärmung durch die Sonne (bis ca. 15 m

Tiefe) nimmt die Temperatur im allgemeinen pro

100 m Tiefe um 2-4°C zu. In besonderen Gebieten

(u.a. mit Vulkanismus oder starker Tektonik wie

z.B. in Island) kann dieser Temperaturanstieg aber

auch wesentlich schneller verlaufen und bietet dann

besonders gute Vorraussetzungen für eine intensive

Erdwärmenutzung.

Mit den derzeit verfügbaren Technologien ist die

Nutzung dieser umweltfreundlichen und klimascho-

nenden Energiequelle praktisch überall möglich.

Nach der erzeugten Energiemenge sind die drei

Staaten USA, Kanada und China führend. Diese drei

Staaten erzeugen mehr als die Hälfte der installierten

Wärmeleistung von insgesamt 16,2 GWth (Stand

2000). Damit gehört die Erdwärme weltweit zwar zu

den am meisten eingesetzten regenerativen Energie-

trägern, gemessen an den insgesamt erschließbaren

Ressourcen ist der genutzte Anteil aber noch ver-

schwindend gering.

Erdwärme steht jederzeit, das heißt unabhängig von

Tageszeit, Jahreszeit und Klima, zur Verfügung.

Meist entfallen lange Transportwege zum Verbrau-

cher. Erdwärme ist eine einheimische und krisensi-

chere Energiequelle und kann ohne massive Eingrif-

fe in Natur und Landschaft gewonnen werden.

In oberflächennahen Bereichen sind meist nur Tem-

peraturen anzutreffen, welche nur wenig über der

Temperatur an der Erdoberfläche liegen. Diese vor-

handene Wärme reicht nicht aus, um Brauchwasser

direkt zu erwärmen oder damit zu heizen. Mit Hilfe

von Wärmepumpen wird die in der Erde auf niedri-

gem Temperaturniveau natürlich gespeicherte Wär-

meenergie in ihrem Temperaturniveau angehoben.

Damit lassen sich Niedrigtemperaturanlagen bei-

spielsweise in Privathaushalten und bei Klein-

verbrauchern für Heizung und Brauchwassererwär-

mung betreiben. Meist flüssige oder auch gasförmi-

ge Wärmeträger nehmen im Erdreich oder in tieferen

Schichten die Wärmeenergie auf. Nachfolgend sol-

len die wichtigsten Arten von Erdwärmegewin-

nungssystemen kurz erläutert werden.

Als Erdwärmekollektoren bezeichnet man hori-

zontal und oberflächennah verlegte Kunststoff-

Rohrsysteme (Teufe 1,2 bis 2,0 m). Als Wärmeträ-

ger wird meist Sole verwendet. Für den Einsatz von

Erdwärmekollektoren sind ausreichende Flächen

erforderlich.

Stehen ausreichende Flächen nicht zur Verfügung

oder befindet sich das nutzbare Wärmepotential in

größerer Tiefe, werden vertikale Wärmetauscher –
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sogenannte Erdwärmesonden in Bohrungen von

20 m bis in mehrere 100 m Tiefe eingebaut. In tiefe-

ren Bereichen oder in Gebieten mit geothermischen

Anomalien kann der in den Sonden zirkulierende

Wärmeträger an der Oberfläche direkt zur Energie-

gewinnung für Heizung und Wassererwärmung

genutzt werden.

In oberflächennahen Bereichen werden ebenfalls

geschlossene Rohrsysteme in Bohrlöchern im Ver-

bund mit Wärmepumpen installiert. Erdwärmeson-

den benötigen wenig Platz und zeichnen sich durch

eine hohe Zuverlässigkeit aus. Die Materialien der

Rohrsysteme sind Kunststoff oder Stahl.

Als Energiepfähle werden Erdwärmesonden in Form

von Gründungspfählen mit eingebauten Wärmetau-

scherrohren bezeichnet. Bei Pfahlgründungen wer-

den sie in Tiefenbereichen von 8 bis 45 m einge-

setzt. Als Wärmeträger verwendet man ebenfalls

Sole oder Wasser.

Wärme lässt sich auch über Brunnen oder Zugänge

zu anderen Wasserreservoiren direkt entziehen. Das

Wasser wird über einen oder mehrere Brunnen oder

Bohrungen gefördert. Anschließend wird die Wärme

entzogen und das Wasser wird beispielsweise wieder

über Schluckbrunnen in den Untergrund geleitet.

Geflutete Bergwerke stellen auch derartig nutzbare

Wasserreservoire dar.

Hydrothermale Geothermie bezeichnet die Er-

schließung von Thermalwasser mittels Tiefenboh-

rungen. Das heiße Wasser wandelt sich durch die

Druckentlastung beim Austritt an der Oberfläche in

Dampf um, mit welchem Turbinen angetrieben wer-

den können. Das verbleibende und immer noch

heiße Wasser kann in einem Fernwärmenetz zu

Heizzwecken benutzt werden.

Die Nutzung trockener Formationen nach dem soge-

nannten Hot-Dry-Rock-Verfahren erfolgt durch

die Verpressung von Wasser in heiße und natürlich

oder künstlich zerklüftete Gebirgshorizonte. Nach

der Hebung des dann heißen Wassers aus einer an-

deren Bohrung kann ein Wärmetauscher dem Was-

ser die Energie zur Strom- und Wärmeproduktion

entziehen.

Wegen der in Sachsen vorhandenen geologischen

Bedingungen werden auch zukünftig Projekte zur

Erdwärmenutzung mittels hydrothermaler Geother-

mie oder dem Hot-Dry-Rock-Verfahren wahr-

scheinlich nur eine untergeordnete Rolle spielen

können.

Erdwärme kann sowohl in einzelnen Objekten (klei-

neren wie z.B. Eigenheimen oder größeren wie z.B.

Schwimmhallen, Gewächshäusern, Mehrfamilien-

häusern) als auch zur Versorgung größerer Siedlun-

gen, ganzer Städte, von Gewerbe- und Industriege-

bieten, Werkhallen oder Bürokomplexen eingesetzt

werden. Ausschlaggebend sind die örtlichen geolo-

gischen Gegebenheiten, das Erdwärmeangebot und

dessen Erschließbarkeit sowie der jeweilige örtliche

Bedarf.

In Deutschland waren Ende 1999 400 MW geother-

mische Anlagen installiert. Dazu zählen als bedeu-

tendste Anlagen die geothermischen Heizzentralen

im norddeutschen Becken in Waren und Neustadt-

Glewe sowie im Molassebecken in Erding (Bayern).

Weltweit werden 16,2 GW Elektrischer Energie in

geothermischen Kraftwerken erzeugt; dabei entfällt

ein Drittel auf die USA und Kanada. In Island wird

die Hauptstadt Reykjavik fast ausschließlich geo-

thermisch beheizt.
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Rechtliche Grundlagen

Erdwärme (einschließlich der im Zusammenhang

mit ihrer Gewinnung auftretenden weiteren Ener-

gien) gilt gemäß § 3 Abs. 3 Bundesberggesetz

(BBergG) Satz 2 Nr. 2 Lit. b) als bergfreier Boden-

schatz.

Welche Wärmepotenziale energetisch genutzt wer-

den können, hängt von der angewandten Technolo-

gie ab.

Grundsätzlich unerheblich für den Begriff der Erd-

wärme ist

- ob eine Mindesttemperatur (im umgangssprach-

lichen Sinne von „Wärme“) vorhanden ist,

- für welchen Zweck die Erdwärme verwendet

wird,

- ob die Erdwärme über ein natürliches Trans-

portmedium (z.B. natürlicher Wasserdampf,

Thermalwasser oder Thermalsole) oder ein

technisches Transportmedium (z.B. Stoffkreis-

lauf) gewonnen und gefördert wird oder

- die Anzahl an Boden-, Gesteins- oder Grund-

wasserschichten, die durch die Erdwärmeanlage

beeinflusst werden.

Gewinnung von Erdwärme ist die Entnahme von

thermischer Energie, also auch die Entnahme von

Thermalwasser oder -sole, aus dem Untergrund.

Der Gewinnungsbereich ist der Auswirkungsbereich

dieser Entnahme, d.h. der Abkühlungsbereich um

die (unterirdische) Entnahmestelle oder der Bereich

der Absenkung des hydrostatischen Druckes (unter-

irdischer hydraulischer „Absenkungstrichter“) im

Thermalaquifer um die Entnahmestelle und bei

Reinjektion von abgekühltem Wasser oder Sole

(nach der energetischen Nutzung) in den Untergrund

auch der Abkühlungsbereich um die unterirdische

Einleitungsstelle.

Gemäß § 6 BBergG bedürfen somit grundsätzlich

alle Anlagen, mit denen thermische Energie aus dem

Untergrund entnommen wird, einer bergrechtlichen

Bewilligung.

Erdwärme weist gegenüber den herkömmlichen

stofflichen Bodenschätzen besondere Eigenschaften

auf. Deshalb bedürfen einige der bergrechtlichen

Vorschriften bei der Anwendung auf Erdwärme

einer entsprechenden Interpretation.

Oberflächennahe Erdwärmesonden, die mit her-

kömmlichen Wärmeträgermedien betrieben werden

(Wasser, Sole), kühlen das umgebende Gestein in

der Regel nur gering und in einem eng begrenzten

Radius ab. Sofern die Bohrlöcher für diese Sonden

auf dem gleichen Grundstück liegen wie die Häuser,

die damit beheizt werden sollen, sind für derartige

Projekte generell keine Bergbauberechtigungen

erforderlich. Das gleiche gilt für horizontale Erd-

wärme-Kollektoren, die nur in dem Grundstück

verlegt sind, auf dem auch das zu beheizende Haus

steht. Damit dürfte für die große Mehrzahl der der-

zeitigen Erdwärmenutzungen keine Bergbaubaube-

rechtigungen erforderlich sein.

Bohrungen

Gemäß § 127 BBergG sind aber alle Bohrungen, die

mehr als 100 m in den Boden eindringen sollen

(senkrecht oder schräg, gemeint ist die Bohrlochlän-

ge), dem örtlich zuständigen Bergamt spätestens

zwei Wochen vor Bohrbeginn anzuzeigen. Das

Bergamt entscheidet dann im Einzelfall, ob ein Be-

triebsplan für die Bohrung erforderlich ist. Dies gilt

insbesondere auch für die Bohrungen zur Einbrin-
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gung der o.g. wasser- bzw. solegefüllten Erdwärme-

sonden. Ein derartiger Betriebsplan bezieht sich aber

nur auf die Niederbringung, nicht auf den  Erdwär-

meentzug aus dem Untergrund.

Auf der 120. Sitzung des Länderausschusses Berg-

bau am 14. Mai 2002 wurde das Papier zur „Erar-

beitung von Kriterien für die Bemessung von Berg-

bauberechtigungen zur Aufsuchung und Gewinnung

von Erdwärme“ zustimmend zur Kenntnis genom-

men und den Ländern zur Anwendung empfohlen.

Mit diesen Kriterien werden einheitliche Grundsätze

zur behördlichen Verfahrensweise in allen Bundes-

ländern vorgeschlagen. Das allgemeine Ziel des

Bundesberggesetzes, den Bergbau zu ordnen und zu

fördern, gilt damit in gleicher Weise auch für die

Erdwärmenutzung.

Erdwärme in Sachsen

AmoTherm - Anlage Coswig

Das Vorhaben umfasst das weltweit erste Geother-

mieprojekt nach dem Ammoniak- Zirkulations-

verfahren. Die Bewilligung für das Feld „Erdwärme

Coswig“ wurde der Technische Werke Coswig

GmbH durch das Sächsische Oberbergamt erteilt.

Die bergrechtliche Bewilligung wird benötigt, weil

die prognostizierte Abkühlungszone um die Erd-

wärmesonden sich nicht nur auf das Grundstück,

sondern auch über das Nachbargrundstück erstreckt.

Das Verfahren über die Zulassung des Hauptbe-

triebsplanes für die Errichtung und den Betrieb der

Wärmepumpenanlage wurde durch das Bergamt

Hoyerswerda gleichzeitig mit der Erteilung der er-

forderlichen wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß

§§ 2, 7 und 14 WHG zum Einbringen von zwei

Sonden in das Grundwasser und Nutzung von Am-

moniak als Wärmeträger bearbeitet.

Die errichtete Anlage stellt eine Ammoniak- Wär-

mepumpenanlage (Kälteanlage) dar und arbeitet

nach dem Direktverdampferprinzip. Beide geother-

mischen Sonden bestehen aus dichtgeschweißten, im

Gebirge einzementierten Stahlrohren, die unter die

Gebirgstemperatur abgekühlt werden und somit die

vorhandene Erdwärme aufnehmen können. Mit

dieser Wärme wird das Ammoniak bei betriebsbe-

dingt schwankenden Temperaturen verdampft. Der

Dampf wird übertägig abgesaugt und verdichtet.

Nach der Kondensation im Wärmetauscher (Kühl-

mittel ist das Heizungsumlaufwasser des zu behei-

zenden Hauses) wird das Ammoniak entspannt und

in flüssiger Form innerhalb des stoffdicht geschlos-

senen Ammoniakkreislaufes in die Sonde zurückge-

geben und fließt hier als dünner Wandfilm im Rohr

nach unten.

Für den Fall, dass kurzzeitig oder über einen be-

grenzten längeren Zeitraum die Wärmeentnahme

durch die Sonde den Wärmenachschub über das

Gebirge überwiegt, kommt es zur Ausbreitung der

untertägigen Auskühlzone und zum Nachlassen des

Wärmeflusses. Um den erforderliche Wärmestrom

weiterhin zu garantieren, wird dann die Temperatur-

differenz zwischen Gebirge und geothermischer

Sonde durch Absenkung der Verdampfungstempe-

ratur mit Hilfe von Druckabsenkung erhöht.

Die Verbindung der Sonden mit dem Verdichterag-

gregat erfolgt durch erdverlegte und analoge Sicher-

heitsstandards erfüllende Rohrleitungen. Der Ver-

dichter und der Wärmetauscher einschließlich zuge-

höriger Hilfseinrichtungen sind in einem unterirdi-

schen Bauwerk untergebracht.

Die Bergaufsicht erstreckt sich auf die Sonden und

die Verrohrung bis zum installierten Wärmetau-

scher, einschließlich des in diesem Bereich befindli-

chen Ammoniakkreislaufes. Sie umfasst somit alle
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ammoniakberührten Anlagenteile und Aggregate

und die zu deren Funktion erforderlichen Hilfsein-

richtungen und baulichen Anlagen. Die projektierte

maximale Leistung beträgt 88 kW. Seit Dezember

2001 läuft die Anlage im vollautomatischen Dauer-

betrieb und versorgt das Wohn- und Geschäftshaus

Dresdner Straße 63 in Coswig mit einer Gesamt-

wohnfläche von 1.050 m² mit Wärme.

Aufsuchung Sole / Geothermie Bad Muskau

Zur Aufsuchung von Sole wurde im Auftrag der

Fürst-Pückler-Thermen-Gesundheitszentren GmbH

in Bad Muskau eine Tiefbohrung bis auf eine Teufe

von 1.586 m abgeteuft. In die mit Bohrdurchmessern

von 470 mm bis 216 mm ausgeführte Bohrung wur-

de die Verrohrung bis in etwa 1.300 m Teufe mit

einem sich daran anschließenden Filterhorizont

eingebaut. Nach dem erfolgreichen Abschluss der

Aufsuchung im September 2001 mit dem Auffinden

der Thermalsole wurde der Antrag auf Erteilung

einer Bewilligung gemäß § 8 BBergG gestellt. An-

tragsgegenstand sind die Bodenschätze Sole und

Erdwärme, wobei in der 1. Stufe nur die Nutzung

von Sole und Erdwärme als „Thermalsole“ zu bal-

neologischen Zwecken erfolgen soll. In einem

zweiten Schritt ist eine Mitnutzung der Erdwärme

auch zu energetischen Zwecken vorgesehen. Die

Sole zeichnet sich durch eine sehr hohe Mineralisa-

tion (76 g/l) und eine hohe Temperatur (44,3°C am

Austrittsort) aus. Im Verlauf der Aufsuchung wurde

außerdem die „Große Heilwasseranalyse“ durchge-

führt sowie mit einem Pumpversuch eine die zur

balneologischen Anwendung beantragte Entnahme-

menge um das zehnfache übersteigende gewinnbare

Fördermenge nachgewiesen.

Erdwärme Oybin

Im März 2001 wurde in Oybin (Zittauer Gebirge)

der Aufsuchungsbetriebsplan zum Niederbringen

einer Tiefbohrung zur Aufsuchung des Bodenschat-

zes Erdwärme mit einer max. Teufe von ca. 850 m

zugelassen. Vorausgehende Untersuchungen lassen

eine Störungszone mit erhöhter Grundwasserführung

im Bohrbereich vermuten. Es erfolgten technologi-

sche Vorarbeiten zum geplanten Grundwassermo-

nitoring. Da die Bohrung im Zentrum der Stadt

Oybin auszuführen ist, wurde eine Lärmprognose

erstellt. Die eigentliche Bohrtätigkeit wurde im Jahr

2001 noch nicht aufgenommen.

Reiche Zeche Freiberg

Das Bergamt Chemnitz hat 1990 den bergrechtli-

chen Betriebsplan für die Errichtung und das Betrei-

ben einer Wärmepumpenanlage für die Lehrgrube in

Freiberg zugelassen. Die Pumpstation im Bereich

des Hauptstollenumbruchs fördert Grubenwasser zu

einer Wärmepumpe im Steigerhaus. Die Wärme-

pumpe beheizt das Steigerhaus. Die Anlage wird

zusätzlich für Betriebspraktika von Studenten ge-

nutzt.

Besucherbergwerk Ehrenfriedersdorf

Am 5. Februar 1997 wurde der Stadtverwaltung

Ehrenfriedersdorf eine Ergänzung des Hauptbe-

triebsplanes für das Besucherbergwerk Zinngrube

zur Installation und Inbetriebnahme einer Wärme-

pumpenanlage für Heizungszwecke unter Nutzung

des untertägigen Wasserreservoirs zugelassen. Der

Wärmetauscher ist auf dem tiefsten zugängigen

Sohlenniveau (2. Sohle) der gefluteten Zinnerzgrube

installiert. Die Entnahmestelle für den Primärkreis-

lauf befindet sich in der sogenannten Nachfüllöff-

nung im Sauberger Haupt- und Richtschacht. Mit



Bergbau in Sachsen   7

Hilfe einer Unterwasserpumpe wird das ca. 11°C

warme Grubenwasser aus dem Reservoir von etwa

1,75 Millionen m³ Wasser entnommen und über ein

offenes Rohrleitungssystem durch den Wärmetau-

scher geführt, dort auf ca. 4°C abgekühlt und über

ein Überhauen dem Wasserreservoir wieder zuge-

führt.

Die Anlage ist entsprechend dem Heizungsbedarf

für das Museum für 116 kW ausgelegt, davon wer-

den 82 kW geothermisch erzeugt.

Mittelschule Ehrenfriedersdorf

Die Wärmeerzeugungsanlage in der Mittelschule

Ehrenfriedersdorf auf Basis von Wärmepumpen-

technik durch Nutzung des Wärmeinhalts von Gru-

benwässern wurde im Jahre 1994 in Betrieb ge-

nommen. Auch in diesem Projekt tritt kein Wasser-

verbrauch auf, weil der über Bohrung geförderte und

an der Wärmepumpe abgekühlte Wasservolumen-

strom vollständig über eine Schluckbohrung in das

geflutete Grubengebäude zurückgeführt wird. Der in

einem erdgasbetriebenen Motorheizkraftwerk er-

zeugte Strom dient dem Antrieb der Wärmepumpe,

während die dabei anfallende Abwärme (Motor-

wärme und Abgas) ebenfalls in das Heizungsnetz

eingekoppelt wird. Diese Konzeption gestattet eine

effiziente Primärenergieausnutzung mit einem theo-

retischen Wirkungsgrad von 1,49. Die Anlage zur

Beheizung der Mittelschule wird seit 1999 wegen

organisatorischer und technischer Probleme nicht

mehr betrieben.

Projekt Klimatisierung Kreiskrankenhaus

Freiberg

Das Erdwärmepotenzial von bergmännischen Hohl-

räume soll für die Klimatisierung des Kreiskranken-

hauses Freiberg genutzt werden. Dazu wird im

Mundlochbereich eines Hauptstollens im Muldental

bei Conradsdorf ein leistungsfähiger Grubenlüfter

installiert, welcher schadstoff- und keimfreie sowie

konstant temperierte Luft aus einer Entfernung von

etwa 3 km bis unter das Krankenhausgelände beför-

dert und von dort über einen neu abzuteufenden

Schacht (Teufe ca. 63 m) direkt der Klimaanlage

zuführt. Das vorhandene Grubengebäude sichert

zusammen mit dem umgebenden Gestein eine kon-

stant niedrige Temperatur der Luftströme (10-11°)

und eine hohe relative Luftfeuchte (95 %). Nicht

unerwähnt sollen die umweltmedizinischen Effekte

bleiben, denn unter diesen Bedingungen können

Krankheitserreger weder entstehen noch sich aus-

breiten. Die Energiebilanz des Vorhabens ist sehr

günstig. Unter Ansatz der gegenwärtigen Energie-

kosten wird sich das Vorhaben bereits nach 9 Jahren

amortisiert haben. Es wird mit einer Nutzungsdauer

von über 20 Jahren gerechnet. Nach vierjähriger

Planungszeit ist der Baubeginn im Jahr 2002 und die

Fertigstellung im Frühjahr 2003 geplant.

Im Jahr 2001 wurden im Bergamt Chemnitz 18

bergamtliche Stellungnahmen und Mitteilungen für

das Niederbringen von Bohrungen zur Nutzung von

Erdwärme im Zusammenhang mit Wärmepumpen

auf Antrag der Landratsämter oder privater Nutzer

bearbeitet. Diese Stellungnahmen und Mitteilungen

des Bergamtes werden erarbeitet, wenn derartige

Anlagen in einem ausgewiesenen Altbergbaugebiet

errichtet werden.

Durch das Oberbergamt wurde in der Gemeinde

Hetzdorf bei Freiberg eine Erlaubnis gemäß § 7

BBergG zur Aufsuchung von Erdwärme (Thermal-

wasser) erteilt.

In den gefluteten Bergwerken des Uranerzbergbaus

sind sehr große Wasserreservoire in Teufen von bis

zu 2.000 m vorhanden. Die dort herrschenden Be-
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dingungen, welche während des aktiven Bergbaus

wegen der Gebirgstemperaturen von über 60°C den

Betrieb von Klimatisierungsanlagen erforderten,

könnten heute die wirtschaftliche Erschließung und

Nutzung von Erdwärme ermöglichen. Für die Grube

Schlema- Alberoda werden entsprechende Projekte

durch die WISMUT GmbH entwickelt.

Förderprogramme

Die Nutzung von Erdwärme zur Energiegewinnung

wird aufgrund Ihrer Vorteile durch den Bund wie

auch durch die Länder gefördert. Verschiedene För-

derungen sind unter anderem im Rahmen der fol-

genden Programme möglich:

• KfW- Programm zur CO2-Minderung

• KfW - CO2 – Gebäudesanierungsprogramm

• Förderung von Maßnahmen des Immissions-

und Klimaschutzes einschließlich der Nutzung

erneuerbarer Energien

• BMU/DtA – Programm zur Förderung von

Demonstrationsvorhaben

• Erneuerbare Energien (Bundesprogramm).

Damit wurde der höchste Fördersatz neben der

Photovoltaik durch das Energieeinspeisungsge-

setz, jetzt Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)

bestimmt.

Weitere Informationen wie Ansprechpartner können

in der Sächsischen Förderfibel im Internet unter der

Adresse

www.sachsen.de/de/wu/foerderfibel

abgerufen werden.

http://www.sachsen.de/de/wu/foerderfibel
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1.2 Braunkohlenbergbau

Förderung und Einsatz

Die Braunkohlenförderung in der Bundesrepublik

Deutschland nahm im Jahr 2001 mit 175,4 Mio. t

gegenüber dem Jahr 2000 um 7,7 Mio. t zu. Dies

entspricht einem Zuwachs von 4,6 %. Vor allem im

Mitteldeutschen Revier konnte die Braunkohlenför-

derung aufgrund des erhöhten Absatzes an das junge

Kraftwerk in Lippendorf gesteigert werden.

Braunkohlenförderung in Deutschland
im Jahr 2001
Braunkohlen-
förderung 2001 2000 Veränderung

1.000.000 t %
Rheinland 94,3 91,9 + 2,4 + 2,7

Helmstedt 4,1 4,1 - - 1,6

Hessen 0,2 0,2 + + 5,7

Bayern 0,1 0,1 + + 2,1

Lausitz 57,5 55,0 + 2,5 + 4,5

Mitteldeutschl. 19,2 16,4 + 2,8 + 16,9

Bundes-
republik 175.4 167.7 + 7.7 + 4,6

In Sachsen wurden im Jahr 2001 von der Mitteldeut-

schen Braunkohlengesellschaft mbH (MIBRAG)

und der Lausitzer Braunkohle Aktiengesellschaft

(LAUBAG) zusammen rund 27 Mio. t Braunkohle

gefördert. Dabei entfielen auf die MIBRAG mit dem

Tagebau Vereinigtes Schleenhain 11,551 Mio. t und

auf die LAUBAG mit dem Tagebau Nochten rund

15,459 Mio. t. Der Tagebau Reichwalde blieb im

Berichtszeitraum weiterhin gestundet. Die Braun-

kohlenförderung ist damit im Vergleich zum Vorjahr

in Sachsen um 3,58 Mio. t bzw. um 15,3 % gestie-

gen.

Braunkohlenförderung in Sachsen
im Jahr 2001

in t
Lausitzer Revier
(sächsischer Teil)

15.459.000

Mitteldeutsches Revier
(sächsischer Teil)

11.551.000

Insgesamt 27.010.000

Die nächste Grafik stellt die Entwicklung der

Braunkohlenförderung in den sächsischen Revieren

der letzten 10 Jahre dar.

Die in Sachsen geförderte Braunkohle wurde auch

im Jahr 2001 fast ausschließlich zur Stromerzeugung

eingesetzt. Bei allen anderen Braunkohlenprodukten

(Braunkohlenbriketts, Braunkohlenstaub und Braun-

kohlenkoks) waren wiederum Absatzrückgänge zu

verzeichnen.

Betriebliche Entwicklung

Im Mitteldeutschen Revier konnte auch im zweiten

Jahr des Regelbetriebes der beiden Kraftwerksblö-

cke des Neubaukraftwerkes Lippendorf ein Anstieg

der Braunkohlenförderung verzeichnet werden. Im

Jahr 2001 stieg die Förderung auf 11,5 Mio. t Roh-

braunkohle und 25,9 Mio. m³ Abraum an.
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Im Mitteldeutschen Braunkohlenrevier konnte die

MIBRAG einen besonders hervorzuhebenden Erfolg

erzielen. Im Ergebnis der Bemühungen zur Arbeits-

sicherheit wurde erstmals in der Geschichte der

Braunkohlenindustrie über 2 Millionen Arbeitsstun-

den ohne anzeigepflichtigen Unfall gearbeitet.

Durch die Wiedernutzbarmachung konnten von

insgesamt 165,8 ha Flächen im Berichtsjahr 116,2 ha

für landwirtschaftliche Zwecke, 35,1 ha für forst-

wirtschaftliche Zwecke und 14,5 ha für sonstige

Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Bisher wur-

den insgesamt bereits 998,4 ha Flächen für die ver-

schiedenen Nutzungsarten wiedernutzbar gemacht.

Zum 31. Dezember 2001 lag die Flächeninanspruch-

nahme durch den Tagebau Schleenhain bei

1.246,0 ha.

In dem von der MIBRAG betriebenen und zum

größeren Teil in Sachsen-Anhalt liegenden Tagebau

Profen hat die Gewinnung den in Sachsen gelegenen

Teil des Baufeldes Süd/D1 erreicht.

2000er Schaufelradbagger im Oberabraum des Tagebaues Vereinigtes Schleenhain
(Foto: MIBRAG mbH)
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Das im Bereich der von der MIBRAG betriebenen

Tagebaue gehobene Grundwasser wird im Rahmen

einer langfristigen Nutzungskonzeption zur Flutung

der Sanierungstagebaue im Südraum Leipzig ge-

nutzt. Die Eignung des bei der Wasserhebung und

nach Niederschlägen in den Tagebauen anfallenden

Wassers zur Einleitung in die Tagebaurestlöcher mit

dem Ziel einer beschleunigten Flutung ist durch

limnologische Gutachten belegt.

Im Lausitzer Revier wurde die Kohlegewinnung im

Tagebau Nochten planmäßig weitergeführt. Es wur-

den ca. 15,7 Mio. t Kohle gefördert, das sind 5,5 %

mehr als im Vorjahr. Die Förderung aus dem Tage-

bau Reichwalde blieb auch im Jahre 2001 gestundet.

Im Tagebau Nochten wurden im Monat Juli 2001

die in den nächsten Jahren im weiteren Tagebauvor-

feld großflächig ausgebildeten Tonhorizonte mit

dem Schaufelradbagger SRs 6300 erstmalig ange-

schnitten. Der dabei aufgetretene erhebliche Leis-

tungsrückgang zeigte, dass neben einer darauf abge-

stimmten technologischen Fahrweise des Baggers

zukünftig auch konstruktive Änderungen am Schau-

felrad erforderlich sind.

Im Tagebau Reichwalde wurde der Rekultivierungs-

schnitt auf der Innenkippe planmäßig fortgesetzt.

Die Abraumbewegung im Tagebau Nochten betrug

ca. 140 Mio. m³. Somit konnte im Vergleich zum

Jahr 2000 diese Leistung um 18 % gesteigert wer-

den.

Durch die beiden Tagebaue Nochten und Reichwal-

de wurde im Berichtsjahr eine Fläche von rund

169,2 ha neu in Anspruch genommen. Von der

LAUBAG wurden im sächsischen Teil im Berichts-

jahr insgesamt 222 ha Flächen für die forstwirt-

schaftliche Nutzung im Rahmen der Wiedernutz-

barmachung zur Verfügung gestellt. Durch die Wie-

dernutzbarmachung können mehr Flächen durch die

LAUBAG zur Nutzung zurückgegeben werden, als

neu vom Bergbau in Anspruch genommen werden.

Bisher wurden insgesamt bereits 834 ha Flächen für

die verschiedenen Nutzungsarten wiedernutzbar

gemacht. Zum 31. Dezember 2001 lag die Flächen-

inanspruchnahme durch die Tagebaue Nochten und

Reichwalde insgesamt bei 4.544,5 ha.

Beschäftigte im Braunkohlenbergbau

Die aktiven Braunkohlenbetriebe haben am Ende

des Jahres 2001 in Sachsen insgesamt 2.617 Ange-

stellte und Arbeiter beschäftigt (inkl. LMBV- Anteil,

aber ohne im Auftrag tätige Sanierungsbetriebe).

Leider ist mit dieser Erhöhung der Beschäftigtenzahl

im Vergleich zum Vorjahr (2.077 Angestellte und

Arbeiter) noch nicht die Schaffung von Arbeitsplät-

zen verbunden, da diese Veränderung auf Umstruk-

turierungsmaßnahmen der LAUBAG, wie zum Bei-

spiel die Bildung der Betriebsdirektion Tagebaue,

zurückzuführen ist. Während die Hauptverwaltungen

und wesentliche zentrale Infrastrukturbereiche von

LAUBAG und MIBRAG bisher ihren Sitz fast aus-
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schließlich außerhalb Sachsens hatten, wird jetzt ein

Teil des auch im sächsischen Bereich tätigen Perso-

nals der LAUBAG im Freistaat Sachsen geführt.

1.3 Steine- und Erdenbergbau

Förderung und Einsatz

Die verwertbare Förderung von Steine- und Erden-

rohstoffen aus den Betrieben unter Bergaufsicht im

Freistaat Sachsen lag im Berichtsjahr bei rund

31,04 Mio. t, darin eingeschlossen sind ca.

0,25 Mio. t Kiese und Kiessande aus der Nebenge-

winnung in Braunkohlentagebauen. Die Gesamtför-

dermenge sank gegenüber dem Vorjahr um rund

9,7 Mio. t bzw. 23,8 %.

Aufgrund der anhaltenden Rezession im Baugewer-

be gingen im Berichtsjahr die Fördermengen noch-

mals deutlich zurück. Der starke Rückgang der Ge-

samtfördermenge ist hauptsächlich auf die Boden-

schatzgruppen „Gesteine zur Herstellung von

Schotter und Splitt“ mit einer Verringerung um

6,9 Mio. t gegenüber dem Vorjahr und auf die „Kie-

se und Kiessande“ mit einer Verringerung um

2,9 Mio. t zurückzuführen.

In der Grafik ist die Entwicklung der Fördermengen

an „Gesteinen zur Herstellung von Schotter und

Splitt“ und „Kiesen und Kiessanden“ in Sachsen

dargestellt.

Förderung von Steine- und Erden- Rohstoffen
im Jahr 2001 in Sachsen

Verwertbare
Förderung

in tBodenschatzgruppe

2001 2000

Gesteine zur Herstellung
von Schotter und Splitt
und/oder Werk-
/Dekorsteinen (einschl.
Haldenabtrag)

16.107.000 23.045.000

Kiese und Kiessande
 aus Kies- und Kies-

sandtagebauen
 als Nebengewinnung

aus Braunkohlentage-
bauen

11.364.000
254.000

14.148.000
349.000

Kaolin 1.592.000 1.328.000

Lehm (Ziegelton) 965.000 1.154.000

Kalk und Dolomit 325.000 388.000

Quarz- und Formsand 140.000 131.000

Spezialton 290.000 233.000

insgesamt 31.037.000 40.776.000

Betriebliche Entwicklung

Zum Jahresende 2001 waren im Steine- und Erden-

bereich insgesamt 292 fördernde Betriebe gemeldet.

Damit blieb dieser Wert im Vergleich zum Vorjahr

fast unverändert und erhöhte sich leicht um 3 Be-

triebe.
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Ebenso fast unverändert im Vergleich zum Vorjahr

blieb mit 142 die Anzahl der Kiestagebaue sowie

mit 101 die Anzahl der Betriebe zur Gewinnung von

Gesteinen zur Herstellung von Schotter und Splitt

sowie Werkstein.

Die Fördermengen der einzelnen Betriebe reichen

von weniger als 50.000 t bis über 1 Mio. t pro Jahr.

Sie sind von den geologischen und bergtechnischen

Rahmenbedingungen abhängig. Zusätzlich beein-

flussen der langfristige und meist konstante Absatz

an weiterverarbeitende Betriebe sowie der Anteil des

lokalen Absatzes die Produktion.

Die Anzahl der fördernden Betriebe zur Ge-

winnung von Kaolin, Ziegelton, Kalk und

anderen Steine- und Erdenrohstoffen verrin-

gerte sich um einen nicht mehr fördernden

Betrieb auf 44 Betriebe.

Auch im 10. Jahr des Bestehens der GEO-

MIN- Erzgebirgische Kalkwerke GmbH

konnten die Gewinnungsarbeiten in beiden

untertägigen Grubenbetrieben Hermsdorf und

Lengefeld auf neue Bereiche ausgedehnt

werden. Gegenstand des Abbaus im Erzge-

birge sind in Lengefeld Dolomitmarmor und

in Hermsdorf Kalzitmarmor. Beide Rohstoffe

zeichnen sich durch einen hohen Weißgrad

aus. Der Kundenkreis und die Abnahme für

diese Produkte in der Putz-, Betonstein-,

Baustoff- und Farbenindustrie  konnten im

vergangenen Jahr deutlich erweitert werden.

Aktuell wurde am Standort Lengefeld der

Schacht mit einer automatischen Steuerung

versehen. In der Grube kam mit dem Schub-

wandmuldenfahrzeug PMKT 8.000 der Firma

PAUS eine neues 10 t - Transportfahrzeug

zum Einsatz. Dies wurde mit dem Aufschluss

der 9. Sohle im Lagerstättenteil des „Tiefen Lagers“

notwendig, um die Transportzeiten des Rohhauf-

werks bis zur Übergabestelle an die Schachtförde-

rung zu verkürzen. Im Niveau der 6. Sohle wurden

die planmäßigen Gewinnungsarbeiten mit der 2.

bzw. 3. Abbauscheibe fortgesetzt. In der Feinsand-

aufbereitungsanlage konnten zur Verbesserung des

Durchsatzes eine neue Brennkammer und zusätzlich

eine Walzenmühle in den vorhandenen Kreislauf

eingebaut werden.

Am Standort Hermsdorf verbesserten sich in der

Grube die Bedingungen zur Ladearbeit durch den

Erwerb eines Fahrschaufellader LF 7.3 der Firma

Aufbereitungsanlage am Standort Lengefeld
(Foto: GEOMIN GmbH)
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GHH. Der Schwerpunkt der Gewinnungstätigkeit

verschob sich zum Lagerstättentiefsten in den Mar-

morhorizont K2. Mit der Aus- und Vorrichtung

wurden bisher unverritzte Lagerstättenteile in west-

licher Richtung erschlossen. Als neues Produkt fand

Rundkorn für den Garten- und Landschaftsbau in

verschiedenen Korngrößen und diversen Gesteinsty-

pen Eingang in die Produktionspalette.

Zur geologischen Erkundung der Lagerstätten wur-

den von GEOMIN im abgelaufenen Jahr 21 Kern-

bohrungen mit insgesamt 891 Bohrmetern  nieder-

gebracht.

Wirtschaftliche Entwicklung

Die nach wie vor anhaltende Rezession in der Bau-

industrie zwingt die Steine- Erden- Unternehmen

weiterhin zu teilweise drastischen Sparmaßnahmen.

An erster Stelle muss in diesem Zusammenhang die

fortschreitende Personalreduzierung genannt wer-

den. Besonders in kleinen Betrieben verbleibt nur

noch ein minimaler Personalbestand. Bisher übliche

Strukturen und Hierarchien sind nicht mehr vorhan-

den. An die einzelnen Mitarbeiter werden von den

Unternehmern somit höhere und vielfältigere Anfor-

derungen gestellt. Wie die bergbehördlichen Be-

triebskontrollen bestätigt haben, müssen aber auch

die Unternehmer höheren Anforderungen bei der

Kontrolle und Überwachung der bergmännischen

Arbeiten gerecht werden.

Der Rückgang an Produktionsmenge wurde auch im

Berichtsjahr noch zusätzlich durch einen weiteren

Preisverfall überlagert.

In den Steine- Erden- Betrieben wurde die vorhan-

dene Technik durch den Austausch bzw. Einbau

einzelner Maschinen modernisiert bzw. erweitert.

Beladung eines Transportfahrzeuges in der Grube Lengefeld
(Foto: GEOMIN GmbH)
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Neue Anlagen sind nur in geringem und untergeord-

netem Umfang in Betrieb genommen worden.

Die degressive Entwicklung war auch durch ver-

stärkte Aktivitäten zur Umfirmierung und zum Zu-

sammenschluss von Unternehmen gekennzeichnet.

Nicht zuletzt wurde diese Entwicklung durch die

Eröffnung mehrerer Insolvenzverfahren ausgelöst.

Weiterhin fortgesetzt hat sich die Tendenz, dass

Bergbauunternehmer ihre Bewilligungen für Kies-

sand ganz oder teilweise aufheben lassen. Die Ge-

winnungsarbeiten werden bei entsprechender Eig-

nung auch nach der 1996 erfolgten Rechtsanglei-

chung bei Bodenschätzen weiterhin unter Bergrecht

auf der Basis grundeigener Bodenschätze durchge-

führt. Damit müssen vom Freistaat Sachsen weitere

Einbußen bei der Förderabgabe hingenommen wer-

den.

Beschäftigte im Steine- und Erdenbereich

Zum Stichtag 31.12.2001 waren in den unter Berg-

aufsicht stehenden sächsischen Steine- und Erden-

Betrieben und angegliederten Weiterverarbeitungs-

anlagen insgesamt 1.903 Angestellte und Arbeiter

direkt beschäftigt.

Die relativ geringe Anzahl der direkt Beschäftigten

ist durch die weitgehende Fremdvergabe von Ar-

beiten hinsichtlich Planung, Genehmigungsverfah-

ren, Rechtsvertretung sowie inner- und außerbe-

trieblicher Transporte, Wartung, Einsatz von Spezi-

almaschinen und Sprengarbeiten bedingt. Daher

beträgt das Verhältnis von direkten zu Folgearbeits-

plätzen in dieser Branche etwa 1:3 im Gegensatz

zum konventionellen Bergbau mit etwa 1:1.

1.4 Braunkohlensanierung

Träger der Braunkohlensanierung ist das bundesei-

gene Unternehmen der Lausitzer und Mitteldeut-

schen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH

(LMBV).

Die LMBV wurde aus der Lausitzer Bergbau-

Verwaltungsgesellschaft (LBV) und der Mitteldeut-

schen Bergbau-Verwaltungsgesellschaft (MBV)

gebildet. Seit dem 1. Januar 1995 wird durch die

LMBV der nicht privatisierbare Braunkohlenberg-

bau in den neuen Bundesländern gezielt beendet.

Die Arbeiten beinhalten unter anderem die Bewälti-

gung der Bergbaualtlasten in der Lausitz und in

Mitteldeutschland sowie die Verwertung der sanier-

ten Liegenschaften. Dabei werden in erheblichem

Umfang Drittfirmen wie beispielsweise Sanierungs-

gesellschaften mit der Durchführung von Sanie-

rungsarbeiten beauftragt.

Für die Braunkohlensanierung im Freistaat Sachsen

sind bisher insgesamt 4,85 Mrd. DM aufgewendet

worden. Im Jahr 2001 wurden insgesamt rund

397 Mio. DM in Sachsen eingesetzt. Das darin ent-

haltene Budget für Maßnahmen im Rahmen der

erweiterten Braunkohlensanierung nach § 4 des

Ergänzenden Verwaltungsabkommens betrug im

Jahr 2001 für Sachsen rund 43,2 Mio. DM, wovon

im Länderbereich Ostsachsen 28,8 Mio. DM und im

Bereich Westsachsen 14,4 Mio. DM verwendet

wurden.

Sanierungsmaßnahmen

Insgesamt wurden im Freistaat Sachsen im Jahr

2001 164 Anträge bzw. Änderungsanträge auf Fi-

nanzierung von Maßnahmen gemäß § 1 des Ver-

waltungsabkommens Braunkohlensanierung geneh-
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migt und größtenteils abgearbeitet, davon 83 in

Ostsachsen und 81 in Westsachsen.

Die Tätigkeitsschwerpunkte der LMBV lagen wie in

den vergangenen Jahren bei der Sanierung und Wie-

dernutzbarmachung der Tagebaue und Veredlungs-

standorte. Die bergbaulichen Maßnahmen der Siche-

rung von Tagebau- und Kippenböschungen sowie

Demontage und Verschrottung von nicht nachnutz-

baren Anlagen ist inzwischen zu mehr als 80 %

abgeschlossen. Auch aus diesem Grund verlagert

sich der Aufgabenschwerpunkt zunehmend auf die

wasserwirtschaftlichen Maßnahmen zur Wiederher-

stellung eines ausgeglichenen Grundwasserhaushal-

tes und zur Flutung der Tagebaurestlöcher. Gleich-

zeitig gewinnen die in Abstimmung mit den betrof-

fenen Kommunen, Interessenverbänden und Investo-

ren durchgeführte Entwicklung und Realisierung der

Konzepte zur Umnutzung und Wiedereingliederung

ehemals bergbaulich genutzter Flächen erheblich an

Bedeutung.

Tagebaue

Im Länderbereich Ostsachsen konzentrierten sich

die Wiedernutzbarmachungsmaßnahmen in den

Tagebauen nach wie vor auf die Sicherung setzungs-

fließgefährdeter Kippenböschungen. Dabei ist die

Herstellung der Hauptstützkörper (durch Sprengen

oder Rütteln hergestellte „versteckte Dämme“) in

den Tagebauen der LMBV fast abgeschlossen. Mit

einem Abschluss der Stabilisierungsmaßnahmen im

sächsischen Teil des Lausitzer Reviers ist um das

Jahr 2007 zu rechnen.

Zukünftig gewinnt der Nachweis der Standsicherheit

von verdichteten Kippenbereichen als eine Voraus-

setzung für das Ende der Bergaufsicht an Bedeu-

tung. Hierzu wurde im Berichtsjahr ein bereits 1999

Sprengung der Abraumförderbrücke im Tagebau Zwenkau
(Foto: LMBV mbH)
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an der TU Bergakademie Freiberg begonnenes For-

schungsprojekt abgeschlossen. Mit Hilfe geophysi-

kalischer Methoden sollen Inhomogenitäten in den

„versteckten Dämmen“ erkannt und der Nachweis

der erforderlichen Verdichtung erbracht werden.

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind noch wei-

tere Untersuchungen der Flächenstandsicherheit von

Kippenarealen erforderlich.

Wichtig ist auch die Betrachtung von Kippenflächen

hinsichtlich ihrer Sicherheit gegen Verflüssigungen

im Untergrund beziehungsweise gegen z.B. durch

Fahrzeuge initiierte Grundbrüche bei geringer tro-

ckener Überdeckung.

Neben der eigentlichen Beseitigung der Bergbauge-

fahren gewinnen Wiedernutzbarmachungsmaßnah-

men, welche die Voraussetzung für die spätere

Nachnutzung darstellen, einen immer höheren Stel-

lenwert. Zu nennen sind beispielsweise die mor-

phologische Gestaltung von Landschaftsbauwerken

und die Ausformung von Wasserläufen.

Dies betrifft insbesondere vorbereitende Arbeiten für

Wasserbaumaßnahmen, den Erhalt von Gebäuden

und baulichen Anlagen der Tagebaue für gewerbli-

che Nachnutzungen und die Rekultivierung von

Böden für eine nachhaltige Bewirtschaftung.

Diese Maßnahmen bedürfen der Zulassung durch die

Bergbehörde und der Beteiligung anderer Behörden

bei bestehenden öffentlichen Interessen.

Im Länderbereich Westsachsen/Thüringen wurde

durch die LMBV eine vielfältig nutzbare Bergbau-

folgelandschaft geschaffen. Mit Ausnahme des Ta-

gebaues Zwenkau findet die Flutung aller Tagebau-

restlöcher statt.

Sprengverdichtung - Testsprengungen vor der Innenkippe  des Tagebaus Scheibe
(Foto: LMBV mbH)
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Veredlungsanlagen

Die Sanierung von ehemaligen Veredlungsanlagen

ist nahezu abgeschlossen. Der Rückbau der Vered-

lungsstandorte Laubusch und Knappenrode konnte

bis auf wenige Restarbeiten zu Ende geführt werden.

Im Bereich des Standortes Laubusch ist noch ein

Grundwasserschaden zu sanieren.

Im Bereich des Betriebsstandortes Schwarze Pumpe

wurde eine weiterer Tank mit Teeröl-

Feststoffgemischen (TÖF) beseitigt.

Die Grundwassersanierung in Schwarze Pumpe

wurde im Berichtszeitraum fortgeführt. Der Pilot-

versuch zur Reinigung von kontaminiertem Grund-

wasser mittels Alkohol konnte genehmigungsrecht-

lich soweit vorbereitet werden, dass im Jahr 2002

mit diesem Vorhaben begonnen werden kann.

Wiedernutzbarmachung

Im Berichtsjahr betrug die Landinanspruchnahme

durch die LMBV für den sächsischen Teil insgesamt

41.553 ha. Auf den westsächsischen Bereich entfie-

len hierbei 17.674 ha und auf den ostsächsischen

Bereich 23.879 ha. Im Rahmen der Braunkohlensa-

nierung wurden insgesamt 475 ha – davon 349 ha im

westsächsischen und 126 ha im ostsächsischen Be-

reich - rekultiviert und somit einer land- oder forst-

wirtschaftlichen, einer wasserwirtschaftlichen bzw.

sonstigen Nutzung zugeführt.

Für verschiedene Objekte konnte nach erfolgreicher

Abarbeitung der Abschlussbetriebspläne die Berg-

aufsicht enden. Dabei handelt es sich um die Brikett-

fabriken und Kraftwerke in Witznitz und Lobstädt,

die Grubenbahn Delitzsch, das Tagebauvorfeld

Cospuden sowie um Teile des Betriebsgeländes

Espenhain. Für diese Bereiche werden weiterhin die

Abbruch von Anlagen im Betriebsgelände Espenhain
(Foto: LMBV mbH)
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Betriebspläne zum Monitoring abgearbeitet. Trotz

bereits erfolgter Nachnutzung können die Umwelt

und das Grundwasser zuverlässig überwacht und bei

Notwendigkeit erforderliche Maßnahmen eingeleitet

werden.

Flutung und wasserbauliche Maßnahmen

Zur schnellen Flutung der Tagebaurestlöcher unter

Berücksichtigung der erforderlichen Wasserqualität

wird in beiden Revieren ein Flutungskonzept umge-

setzt, das neben dem natürlichen Grundwasserwie-

deranstieg die Entnahme von Wasser aus Vorflutern

und - insbesondere in Westsachsen - die Überleitung

von Sümpfungswasser aus dem aktiven Braunkoh-

lenbergbau umfasst. Die Umsetzung der Konzepte

ist mit einer Vielzahl von wasserbaulichen Maß-

nahmen zur Entnahme, Ein- und Ausleitung, Spei-

cherung und Abflussregulierung verbunden.

Die Arbeit der revierbezogenen Koordinierungskrei-

se Grundwasserwiederanstieg konzentrierte sich im

Berichtsjahr auf die Abstimmung betriebsplanspezi-

fischer Inhalte. Im Sinne der zwischen der dem Frei-

staat Sachsen und der LMBV mbH am

16. September 1999 getroffenen Rahmenvereinba-

rung waren die behördlichen Forderungen mit den

Pflichten des Unternehmens und den regionalplane-

risch festgelegten Sanierungszielen in Einklang zu

bringen. Dazu wurden jeweils 4 Arbeitsberatungen

in beiden Revieren durchgeführt.

Von den insgesamt zu erbringenden 14 bergrechtli-

chen Betriebsplänen „Folgen des Grundwasserwie-

deranstieges“, mit denen eine Darstellung des räum-

lichen und zeitlichen Verlaufes des Prozesses des

Grundwasserwiederanstieges für den Gesamtbereich

der bergbaulich bedingten Grundwasserabsenkung

erfolgt und in welchen die Folgen des Grundwas-

serwiederanstieges beschrieben und bewertet wer-

Restloch Burghammer
(Foto: LMBV mbH)
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den, wurden bis zum 31. Dezember 2001 durch die

LMBV insgesamt 8 Betriebspläne - 5 für das Lausit-

zer Braunkohlenrevier und 3 für das Mitteldeutschen

Braunkohlenrevier - bei den zuständigen Bergämtern

zur Zulassung eingereicht.

Nachdem mit Widerspruchsbescheid vom

15. November 2001 das Sächsische Oberbergamt

dem Widerspruch der LMBV gegen die Zulassung

des ersten Betriebsplanes „Folgen des Grundwas-

serwiederanstieges“ zum Teil abhelfen konnte, liegt

mit dem Betriebsplan „Folgen des Grundwasserwie-

deranstieges – Tagebau Bärwalde“ nunmehr der

erste rechtsverbindliche und bestandskräftige Be-

triebsplan dieser Art vor.

Maßnahmen im Rahmen der erweiterten

Braunkohlensanierung

Durch den Freistaat Sachsen wurde im Jahr

2001 ein Gesamtbudget von 116,6 Mio. DM

für die Braunkohlensanierung, davon

43,3 Mio. DM für Maßnahmen der erweiter-

ten Braunkohlensanierung, bereitgestellt.

Mit der Überschreitung des Scheitelpunktes

der bergrechtlichen Braunkohlensanierung

(§ 1 Verwaltungsabkommen Braunkohlensa-

nierung) wird der Anteil der Landesmittel,

die für die Umsetzung von Maßnahmen im

Rahmen der erweiterten Braunkohlensanie-

rung (§ 4 Verwaltungsabkommen Braun-

kohlensanierung) zur Verfügung stehen,

ständig erweitert.

Im Länderbereich Ostsachsen der LMBV

mbH wurden im Berichtsjahr 29 Mio. DM

für Maßnahmen der erweiterten Braunkoh-

lensanierung eingesetzt.

Die Weiterführung des Projektes zur Abwehr von

Gefahren durch den Grundwasserwiederanstieg im

Raum Hoyerswerda bildete auch im Jahr 2001 den

Schwerpunkt der Sanierungstätigkeit im Rahmen der

erweiterten Braunkohlensanierung. Im Jahr 2001

wurden allein für dieses Projekt 14,16 Mio. DM

Bauleistungen erbracht.

Für Maßnahmen zur Gefahrenabwehr aus dem

Braunkohlenaltbergbau wurden im Länderbereich

Ostsachsen ca. 8 Mio. DM verwendet. Die umfang-

reichsten Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen

wurden in den Altbergbaugebieten Zittau, Muskauer

Anlage eines Horizontalfilterbrunnens in Hoyerswerda
(Foto: LMBV mbH)
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Faltenbogen und Großdubrau durchgeführt.

Wie auch im Vorjahr bildeten die Maßnahmen zur

Gefahrenabwehr aus dem Braunkohlenaltbergbau

einen wesentlichen Schwerpunkt für die Verwen-

dung der eingesetzten Finanzmittel. Insgesamt wur-

den im Länderbereich Westsachsen für die Verwah-

rung und dauerhafte Sicherung von Gefahrenstellen

aus dem Braunkohlenaltbergbau 1,85 Mio. DM

aufgewendet.

Für die Realisierung von Maßnahmen der erweiter-

ten Braunkohlensanierung konnten im Länderbe-

reich Westsachsen der LMBV mbH im Jahr 2001

insgesamt 14,3 Mio. DM eingesetzt werden.

Ein herausragendes Projekt bei der Verbesserung der

Infrastruktur im Südraum Leipzig ist die im Be-

richtszeitraum erfolgte Wiederherstellung der durch

den Tagebau Espenhain devastierten Ortsverbin-

dungsstraße Störmthal-Dreiskau-Muckern mit einem

Kostenumfang von insgesamt 5 Mio. DM.

Meilensteine und Zeichen für die Zukunft werden

mit verschiedenen Veranstaltungen in ehemaligen

Braunkohlenbergbaugebieten gesetzt. Erstmals wur-

de ein Tagebausee (Koschen) für die Durchführung

einer Segelregatta (Sachsenmeisterschaft) befristetet

durch das Bergamt zur Nutzung freigegeben. Eine

weiteres Beispiel stellt Genehmigung einer ADMV-

und ADAC- Rallye auf dem Kippengelände des

Tagebaus Nochten dar. Hier wurden die Landes-

meisterschaften von Sachsen, Sachsen-Anhalt, Ber-

lin, Brandenburg und Thüringen ausgefahren.

Beschäftigte in der Braunkohlensanierung

Zum Ende des Jahres 2001 waren in der Braunkoh-

lensanierung in Sachsen direkt rund 697 Arbeiter

und Angestellte beschäftigt. Darunter fallen Mitar-

beiter der LMBV und die in ihrem Auftrag tätigen

Arbeitnehmer in Sanierungsunternehmen.

Nicht näher beziffert werden können dagegen die

zahlreichen Beschäftigten in anderen Drittfirmen,

die in der Braunkohlensanierung zum Einsatz ka-

men.

1.5 Sanierung im Uranerzbergbau

Für die Finanzierung der Sanierungsverpflichtung

der bundeseigenen Wismut GmbH wurden 1991

insgesamt 13 Milliarden DM eingeplant. Seit Sanie-

rungsbeginn bis Ende 2001 wurden rund

7,2 Milliarden DM verausgabt. Im Jahr 2001 wurde

auf dem Gebiet des Freistaates ein Arbeitsumfang

mit Mitteln in Höhe von ca. 245 Mio. DM finanziert.

Für die aus den Sanierungskonzepten abgeleiteten

einzelnen Sanierungsmaßnahmen wurden in großer

Anzahl Genehmigungsanträge bei den zuständigen

sächsischen Landesbehörden durch die Wismut

GmbH gestellt und entschieden. Neben strahlen-

schutzrechtlichen und wasserrechtlichen Einzelge-

nehmigungen wird der Stilllegungsprozess insge-

samt durch Abschlussbetriebspläne und Sonderbe-

triebspläne nach dem Bundesberggesetz durch das

Bergamt Chemnitz begleitet.

Die Wismut GmbH war in den vergangenen Jahren

in den Sanierungsregionen als Arbeitgeber und

durch die Vergabe von Aufträgen an Dritte ein regi-

onaler Wirtschaftsfaktor.

Die sichere Verwahrung der Grubenbaue der oberen

Sohlen in der Grube Schlema/Alberoda sowie die

Grube Königstein sind auch weiterhin die Schwer-

punkte der Sanierungstätigkeit.
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Flutung und Wasserbehandlung

Im westsächsischen Bergbaugebiet Aue/Schlema

wurden im Berichtszeitraum im Sanierungsbetrieb

Aue etwa 3.400 m Strecken bergmännisch gesichert

und ca. 11.700 m³ Grubenhohlräume im eigentlichen

Grubengebäude verfüllt. Im Rahmen der Sanierung

von oberflächennahem Bergbau über Untersu-

chungsgesenke wurden etwa 17.500 m³ verfüllt.

Im Februar erfolgte die Schlüsselübergabe für die

Erweiterung der Wasserbehandlungsanlage Schle-

ma-Alberoda. Die Erweiterung war notwendig, um

das anstehende Flutungswasser bei starken Zuläufen

im erforderlichen Umfang und in der geforderten

Qualität behandeln zu können. Zusätzlich wurde die

Erprobung eines Pufferspeichers für Flutungswasser

begonnen; bis Jahresende konnten hierbei keine

geomechanischen Probleme festgestellt werden.

Die Flutung des Grubengebäudes begann schon

Ende 1990. Voraussichtlich im Jahr 2002 wird die

Flutung den vorläufigen tagesnahen Endstand errei-

chen.

Im ostsächsischen Bergbaugebiet bei Königstein

wurden im Sanierungsbetrieb Königstein etwa

1.100 m Strecken bergmännisch gesichert und etwa

11.500 m³ Grubenhohlräume versetzt. Von den ins-

gesamt 19 für die Flutung der Grube Königstein

erforderlichen Dammbauwerken wurden bereits 17

erstellt. Zu Beginn des Jahres 2001 konnte die Flu-

tung des einstigen Laugungsbergwerkes Grube Kö-

nigstein eingeleitet werden. Zur Überwachung der

Flutung betreibt die WISMUT GmbH ein komplexes

Monitoringsystem, welches mehr als 200 Grund-

und Oberflächenwassermessstellen, über 46 Mess-

stellen zur Luftpfadüberwachung und etwa 600

Messpunkte zur gebirgsmechanischen Überwachung

Installation von Grubenwasserbehandlungstechnik in der Grube Königstein
(Foto: WISMUT GmbH)
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umfasst. Für den Einstau bis in ein Niveau von

+140 m NN ist eine Dauer von 5 bis 6 Jahren zu

erwarten. Die Flutung der dann verbleibenden 20 %

des ehemals offenen Grubenhohlraumes wird ge-

genwärtig vorbereitet, indem die bisherigen Er-

kenntnisse der Teilflutungen und die Ergebnisse der

fortlaufenden Untersuchungen in die zu erarbeiten-

den Projekte einfließen. Diese Präzisierung der

zugrundeliegenden Modelle besitzt eine besondere

Bedeutung im Hinblick auf die Langzeitsicherheit

nach Abschluss der Flutung.

Im Betriebsteil Dresden-Gittersee wurde die

Flutung im Jahre 1995 eingeleitet. Gegen-

wärtig werden in Abstimmung mit den zu-

ständigen Behörden die Vorbereitungen ge-

troffen, um das natürliche Grundwasserniveau

zu erreichen. Im Jahr 2001 wurde mit der

Sanierung des Schurfschachtes 60 im Revier

Heidenschanze begonnen. In Bereichen, wel-

che bei Erreichen des natürlichen Grundwas-

serstandes unter Wasser kommen, sind dabei

nicht ungefährliche Stoffe zu entsorgen. Die

Arbeiten werden im Auftrag des Sächsischen

Oberbergamtes und der Wismut GmbH von

einem einheimischen Bergsicherungsbetrieb

ausgeführt.

Haldensanierung

Im westsächsischen Bergbaugebiet konnten,

in Abstimmung mit kommunalen Entwick-

lungsplänen, in den zurückliegenden Jahren

durch eine Vielzahl von Sanierungsmaßnah-

men an Halden, Betriebsanlagen und -flächen

die Voraussetzungen für die Wiederbelebung

der Gemeinde Schlema geschaffen werden.

Auch im Jahr 2001 wurden über 2 Millionen

m³ Massen zur Konturierung und Abdeckung

bewegt, 18,2 ha Flächen saniert, 24,1 ha begrünt und

bepflanzt sowie über 8 km Wege und über 5 km

Wasserbauten angelegt.

Ein stationärer Informationsstand am Fuß der Halde

366 in Schlema/Alberoda gibt seit August 2001

Auskunft über die Sanierung der Wismut-Halde 366

und über den Bau des Autobahnzubringers von Aue

zur Bundesautobahn A 72.

Planmäßig laufen weiterhin die Sanierungsarbeiten

am Haldenkomplex 38neu/208, dem mit einem Vo-

Pipe-Conveyor – Geschlossener kurvengängiger Gurtband-
förderer zum Transport von Bergematerial des Standortes
Crossen zur Sanierung der Absetzanlage Helmsdorf
(Foto: WISMUT GmbH)
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lumen von ca. 4,9 Mio. m³ und einer Fläche von

34,9 ha nach der Sanierung der Hammerberghalde

und der Halde 366 bedeutendsten Projekt der Wis-

mut GmbH im Westerzgebirge. Dazu müssen

1,4 Mio. m³ Haldenmaterial abgetragen und

350.000 m³ Abdeckmassen aufgetragen werden.

Voraussichtlich im Jahr 2006 sollen die Arbeiten an

diesem Haldenkomplex beendet sein.

Im Rahmen der Sanierung der IAA Borbachtal wur-

den über 150.000 m³ Massen bewegt und über

3.000 m Dränbohrungen gestoßen.

Der Abtrag der Halde in Crossen zur Abdeckung der

IAA Helmsdorf betrug im Jahr 2001 250.000 m³.

Beschäftigte in der Sanierung des

Uranerzbergbaus

Zur Durchführung der Sanierungsarbeiten waren bei

der Wismut GmbH im Berichtsjahr insgesamt 3.004

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt. Im

Freistaat Sachsen arbeiteten 1.630 Beschäftigte;

darin enthalten sind die rd. 480 Mitarbeiter der

Hauptverwaltung in Chemnitz. Von Chemnitz aus

werden ebenfalls die Arbeiten des im Freistaat Thü-

ringen gelegenen Sanierungsbetriebes Ronneburg

geleitet.

1.6 Sanierung im Zinnerz- und
Spatbergbau

Zinnerzbergbau

Am Standort des ehemaligen Zinnerzbergwerkes

Altenberg/Osterzgebirge wird weiterhin an der Sa-

nierung und Wiedernutzbarmachung der Spülhalde

IAA Bielatal gearbeitet.

Für den Standort Ehrenfriedersdorf wurde der Son-

derbetriebsplan zur Verwahrung der Grubenbaue des

Gebietes Friedrich-August-Höhe durch das Bergamt

Chemnitz zugelassen. Dieser Sonderbetriebsplan

war aufgrund eines Beschlusses des OVG Bautzen

vom 31. Januar 2001 erforderlich, der die vom

Bergamt Chemnitz verfügte Auflage bestätigte, dass

zur Sicherung dieses Bergschadensgebietes weiter-

gehende Maßnahmen als die Absperrung erforder-

lich sind. Die Sanierung der Spülhalde 2 wurde

fortgesetzt. In die Spülhalde 1 wurden Rückstände

der Grubenwasserreinigung eingelagert. Das Zulas-

sungsverfahren für die abschließende Verwahrung

dieser Halde ist noch nicht abgeschlossen worden

Die Sanierungsarbeiten werden zum Teil von der

bundeseigenen Gesellschaft zur Verwahrung und

Verwertung von stillgelegten Bergwerksbetrieben

mbH (GVV) zum Teil aber auch von anderen priva-

ten Rechtsnachfolgern durchgeführt.

Spatbergbau

Das Betriebsgelände der Grube Brunndöbra ist wei-

testgehend saniert und steht in Vorbereitung zum

Ende der Bergaufsicht. In diesem Zusammenhang

wurde für die Bergehalde auf dem Betriebsgelände

der Standsicherheitsnachweis in Auftrag gegeben.

Für das Betriebsgelände und die IAA in Lengenfeld

wurde der Sonderbetriebsplan zur Sanierung und

Verwahrung beim Bergamt eingereicht. Die Sanie-

rung des Betriebsgeländes einschließlich des Abris-

ses von Gebäuden und vorbereitende Arbeiten zur

Sanierung der IAA wurden zugelassen.

Die Grube Schönbrunn im Vogtland ist bis zum

künstlich geschaffenen Überlauf geflutet. Bis auf

den Zentralschacht, das Wetterüberhauen Nord und

das Überhauen 3/N20 sind alle vertikalen Gruben-

baue abschließend verwahrt. Der Tagebau Süd wird

beräumt und verfüllt. Die Tagebaue 1 und 2 sowie

das Betriebsgelände sind noch zu sanieren.
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Beschäftigte

Dem bisher erreichten Stand der Sanierung entspre-

chend waren zum Jahresende 2001 nur noch rund 25

Personen unmittelbar in diesem Sanierungsbereich

beschäftigt.

1.7 Altbergbau und
Besucherbergwerke

Als Gefahrenstellen des Altbergbaus gelten Berei-

che, in denen eine Gefährdung der öffentlichen Si-

cherheit bereits eingetreten, zu befürchten oder nicht

auszuschließen ist. Diese kann durch Verbruch alter

Grubenbaue oder andere Einflüsse auf die Tages-

oberfläche (z.B. Vernässung durch Senkungen), aber

auch durch unterirdische Hohlräume nichtbergbauli-

chen Ursprungs oder durch die Standsicherheitsge-

fährdung bei Halden und Restlöchern bergbaulichen

Ursprungs auftreten.

Zum Ende des Berichtszeitraumes sind beim Sächsi-

schen Oberbergamt 6.027 Gefahrenstellen mit unter-

schiedlichem Gefährdungspotential erfasst. Von

diesen erfassten Schadstellen konnten bisher 1206

Schadstellen, das entspricht etwa 20 % der Gesamt-

zahl, saniert werden. Die Bearbeitung erfolgt auf der

Grundlage einer Sonderzuständigkeit nach dem

sächsischen Polizeigesetz. Im Berichtsjahr sind für

dauerhafte Sicherung und Sanierung von Gefahren-

stellen im Altbergbau durch den Freistaat Sachsen

17,65 Mio. DM aufgewendet worden. Mit diesen

Mitteln wurden im Laufe des Jahres 2001 an insge-

samt 169 Gefahrenstellen Sicherungs- und Sanie-

rungsarbeiten durchgeführt. Davon wurden auf der

Grundlage von 49 Werkverträgen entsprechende

Arbeiten neu aufgenommen. Weiterhin sind 68 So-

fortaufträge ausgelöst worden und an 52 Gefahren-

stellen wurden die Erkundungs- und Sanierungsar-

beiten weitergeführt.

Tagesbruch in Rochlitz
(Foto: Bergsicherung Sachsen GmbH)
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In den Städten Glauchau und Lommatzsch sowie

den Gemeinden Lichtenstein und Rochlitz wurden

2,25 Mio. DM zur Sicherung und Sanierung von

unterirdischen Hohlräumen nichtbergbaulichen Ur-

sprungs eingesetzt.

Darüber hinaus betreibt das Sächsische Oberbergamt

im Stadtgebiet Zwickau im Bereich der Bockwaer

Senke Wasserhaltungsmaßnahmen zur Abwehr von

Gefahren, welche sich im Senkungsgebiet aus der

Flutung der stillgelegten Steinkohlenbergwerke

ergeben. Begonnen wurden im Jahre 2001 die Nach-

sanierungsarbeiten am Albert-Jacob-Schacht in

Oelsnitz/Erzgebirge.

Den Schwerpunkt der durch Altbergbau und andere

unterirdische Hohlräume ausgelösten Schadenser-

eignisse im Jahre 2001 bildete wiederum der Land-

kreis Aue-Schwarzenberg. In dieser Region konzent-

rierten sich die Arbeiten insbesondere in und um

Johanngeorgenstadt, den Schwarzenberger Ortsteil

Bermsgrün und Schneeberg.

Besonders erwähnenswert ist der im Jahr 2001 er-

folgte Abschluss der Sanierungsarbeiten mitten im

Stadtzentrum von Lauter. Die dortigen Grubenbaue

haben eine sehr geringe Überdeckung bis zur Tages-

oberfläche. Es waren bereits Verbrüche bis in Höhe

der Gründung von Gebäuden aufgetreten. Weiterhin

wurden die Erkundungs- und Sanierungsarbeiten in

der Ortslage Bermsgrün fortgeführt. Aufgrund der

besonderen Gefährdungssituation in Bermsgrün

wurden durch die Sächsische Staatsregierung

650.000 DM zusätzlich zur Verfügung gestellt.

Inmitten des Kellers eines Wohn- und Pensionsge-

bäudes in Dippoldiswalde fiel am 23. Juni 2001 ein

Tagesbruch. Der Bruchtrichter hatte einen Durch-

messer von ca. 2,5 m und eine Teufe von ca. 2 m.

Der Tagesbruch wurde vermutlich durch einen bis-

lang unbekannten alten Schacht hervorgerufen. Da

der Bruch die Gründung des mittleren Pfeilers im

Keller vollständig freilegte, bestand die Gefahr, dass

die Kellergewölbe nachgeben und darüber liegende

Zimmer sowie weitere Teile des Gebäudes einstür-

zen könnten. Deshalb mussten die betreffenden

Räume gesperrt werden. Es wurden Sofortmaßnah-

men zum Abfangen des Gebäudes sowie zur vorläu-

figen Sicherung des Pfeilers erforderlich. Eine mög-

liche weitere Vergrößerung des Bruches erforderte

sofortige Erkundungs- und Sanierungsarbeiten.

Mitteleinsatz im Altbergbau
2000 2001

in DM in DM %
Sicherungs- und
Sanierungsarbeiten
Erzbergbau 7.005.300 8.328.000 47,2

Uranerzbergbau bis
31.12.1962 5.366.400 4.133.700 23,3

Steinkohlenbergbau 191.000 1.779.500 10,0

Unterirdische Hohl-
räume 2.945.800 2.252.300 12,8

Braunkohlentiefbau 80.300 101.900 0,6

Steine- und Erden-
bergbau 192.000 190.500 1,1

Planungsleistungen
Ingenieurleistungen 662.200 644.700 3,7

Bergschadenkundliche
Analysen 493.800 157.000 0,9

Sonstige Leistungen 63.200 62.400 0,4

insgesamt: 17.000.000 17.650.000 100

Wie der obenstehenden Tabelle entnommen werden

kann, wurden zur Sanierung von auf den Uranerz-

bergbau bis 1962 zurückzuführenden Gefahrenstel-

len bereits 23 % der im Altbergbau verwendeten

Mittel eingesetzt. Damit war allerdings an den Wis-

mutaltstandorten angesichts der zukünftig erforderli-

chen Arbeitsumfänge nur ein unwesentlicher Sanie-

rungsfortschritt zu erzielen.
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Trotz jährlicher planmäßiger Bearbeitung von etwa

100 Gefahrenstellen, wobei viele Maßnahmen einen

über mehrere Jahre dauernden Sanierungszeitraum

erfordern, konnte im Berichtszeitraum die Gesamt-

zahl der bekannten Gefahrenstellen nicht verringert

werden. Jährlich können von bis zu ca. 150 neu

hinzugekommenen Gefahrenstellen etwa 50 % durch

sofortige Maßnahmen gesichert oder saniert bezie-

hungsweise Ersterkundungsarbeiten durchgeführt

werden., um somit eine akute Gefährdung der Öf-

fentlichkeit abzuwenden. Die andere Hälfte der neu

hinzugekommenen Gefahrenstellen kann wegen

begrenzter Mittel entweder temporär gesichert (Um-

zäunung) oder nur statistisch erfasst werden.

Beschäftigungswirkung

Wegen der meist bergbauspezifischen Aufgaben-

stellung im Altbergbau werden mit den dem Frei-

staat obliegenden Sicherungs- und Sanierungsarbei-

ten in der Regel Bergbauspezialfirmen beauftragt,

die über entsprechende bergmännische Fachkennt-

nisse und spezielle technische Ausrüstungen verfü-

gen. In Sachsen haben sich im Bereich Altbergbau-

sanierung rund 10 Bergbauspezialfirmen und weitere

Fachbüros etabliert, auf die auch bei der Altbergbau-

sanierung im Rahmen anderer Baumaßnahmen zu-

rückgegriffen werden kann. Somit können durch die

Altbergbausanierung etwa 160 bis 190 direkte Ar-

beitsplätze gesichert werden.

Besucherbergwerke und sonstige zur

Besichtigung freigegebene Objekte

In Sachsen bestanden zum Ende des Berichtsjahres:

- 40 Besucherbergwerke,

- 6 unterirdische Hohlräume mit begehbaren

Gangsystemen,

- 1 Besucherhöhle und

- 17 von Interessengemeinschaften oder Vereinen

betreute Objekte des historischen Bergbaus.

Im Jahre 2001 wurden zwei weitere Besucherberg-

werke der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, wobei

ein Objekt vorher bereits durch eine Interessenge-

meinschaft genutzt wurde. Bei den neu eröffneten

Besucherbergwerken handelt es sich um:

• Wille Gottes Stollen in Thalheim und

• Alaunwerk Reichenbach- Mühlwand.

Bei den Besucherbergwerken gab es vielfältige Ak-

tivitäten zur Erhaltung, zum Ausbau und zur Erhö-

hung der Attraktivität der Schauanlagen. Das große

Engagement der Gemeinde Deutschneudorf bei der

Errichtung und beim Betrieb des Besucherbergwer-

kes „Fortuna Stollen“ sowie der Errichtung und

Gestaltung der Tagesanlagen im Umfeld des Besu-

cherbergwerkes ist hervorzuheben.

Die Besucherzahlen gingen zwar gegenüber dem

Vorjahr leicht zurück, aber mit etwa 352.000 Besu-

chern besteht nach wie vor ein ungebrochen großes

Interesse der Öffentlichkeit an den Besucherberg-

werken und den sonstigen zur Besichtigung freige-

gebenen Objekten.

In den Besucherbergwerken und den sonstigen zur

Besichtigung freigegebenen Objekten waren im

Berichtsjahr 122 Personen als Angestellte oder Ar-

beiter in Voll- oder Teilzeitbeschäftigung. Darüber

hinaus haben 455 ehrenamtliche Helfer mehr als

53.000 Arbeitsstunden geleistet.

Eine Übersicht über die Besucherbergwerke und

Besucherhöhlen und sonstige zur Besichtigung frei-

gegebene unterirdische Hohlräume kann den Anla-

gen entnommen werden.
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2 Aufbau und Tätigkeit der
Bergbehörde

2.1 Aufgaben und Aufbau

Die staatliche Aufsicht über den Bergbau wird im

Freistaat Sachsen von der Bergbehörde als Fach-

und Vollzugsbehörde für den Bergbau wahrgenom-

men. Die Zuständigkeit der Bergbehörde umfasst die

Zulassung bergbaulicher Vorhaben und die Überwa-

chung der betrieblichen Sicherheit in den Betrieben

und den Arbeits- und Gesundheitsschutz der dort

Beschäftigten.

Neben den wasserrechtlichen Zuständigkeiten bei

betriebsplanpflichtigen Maßnahmen bestehen Son-

derzuständigkeiten vor allem im Bereich Immissi-

onsschutz- und Abfallrecht in Zusammenhang mit

bergbaulichen Vorhaben sowie nach Arbeitsschutz-

recht.

Eine eigenständige Aufgabe stellt die polizei-

rechtliche Zuständigkeit der Bergämter für die Ab-

wehr von Gefahren aus dem Altbergbau und anderen

unterirdischen Hohlräumen dar.

Aufbau

Der Verwaltungsaufbau der Bergbehörden im Frei-

staat ist dreistufig. Die Oberste Bergbehörde ist das

Sächsische Staatsministerium für Wirtschaft und

Arbeit. Das Sächsische Oberbergamt ist obere Berg-

behörde für den gesamten Freistaat. Dem Oberberg-

amt sind die Bergämter Borna, Chemnitz und Hoy-

erswerda als untere Bergbehörden zur Ausübung der

unmittelbaren Betriebsaufsicht nachgeordnet. Die

Aufsichtsbezirke der Bergämter sind den Regie-

rungsbezirken angepasst, mit der Ausnahme, dass

das Bergamt Chemnitz auch für die untertägigen

Betriebe in den Landkreisen Weißeritzkreis und

Sächsische Schweiz sowie in der kreisfreien Stadt

Dresden zuständig ist.

Im Oberbergamt sind der Abteilung 1 die Bereiche

Recht und Verwaltung zugeordnet, die Aufgaben im

Bereich Bergbau und Umweltschutz sind in der

Abteilung 2 zusammengefasst und die Abteilung 3

nimmt als Serviceabteilung Aufgaben aus den Be-

reichen Informationssysteme, Markscheidewesen

und Altbergbau wahr. In den Bergämtern wurden die

bergbaubezogenen Aufgaben in jeweils zwei Fach-

bereiche zusammengefasst, die neben dem vom

Amtsleiter direkt geleiteten Fachbereich Verwaltung

stehen. Im Bergamt Chemnitz ist der Aufgabenbe-

reich Altbergbau mit allgemeiner Verwaltung in

einem Fachbereich zusammengefasst.

Die aktuellen Organigramme der sächsischen Berg-

behörde sind in den Anlagen dargestellt.

Besetzung des Oberbergamtes und der

Bergämter

In der Bergbehörde waren zum 31.12.2001 insge-

samt 94 Mitarbeiter, davon 50 im Oberbergamt und

44 in den Bergämtern, beschäftigt.

Besetzung des Oberbergamtes
und der Bergämter zum 31.12.2001
Technische Beamte/
Angestellte des höheren Dienstes 26

Nichttechnische Beamte/
Angestellte des höheren Dienstes 4

Technische Beamte/
Angestellte des gehobenen Dienstes 27

Nichttechnische Beamte/
Angestellte des gehobenen und
mittleren Dienstes und Arbeiter

34

Beamte im Vorbereitungsdienst
 für den höheren technischen Dienst 3

insgesamt 94
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2.2 Betriebsaufsicht

Zum Stichtag 31.12.2001 standen in Sachsen insge-

samt 513 bergbauliche Betriebe und Anlagen im

aktiven Bergbau und im Sanierungsbereich mit ins-

gesamt über 5.681 unmittelbar Beschäftigten (ohne

Sanierungsgesellschaften) unter Aufsicht der Berg-

behörde.

Gewinnungsbetriebe

Die Bergaufsicht erstreckte sich am Ende des Be-

richtsjahres auf insgesamt 402 Betriebe mit und

ohne Förderung.

Gewinnungsbetriebe unter Bergaufsicht
mit

Förde-
rung

ohne
Förde-
rung

Braunkohlenbergbau
Braunkohlentagebaue 3 1
Steine- und Erdenbergbau
Festgesteinstagebaue 99 35
Kies- und Kiessandtagebaue 144 45
Kaolingruben 10 3
Spezialtontagebaue 9 6
Lehm und Tontagebaue 21 11
Kalk- und Dolomitgruben 4 3
Quarz- und Formsandtage-
baue

3 3

Torftagebaue 1 -
Erdwärme 1 -

insgesamt 295 107

Im Steine- und Erdenbereich unterliegen innerhalb

dieser Betriebseinheiten zudem 30 Weiterverarbei-

tungsanlagen der Aufsicht der Bergbehörde. Diese

Anlagen unterliegen der Bergaufsicht dann, wenn sie

in unmittelbarem betrieblichen Zusammenhang mit

den Gewinnungsbetrieben stehen und Gewinnung

und Aufbereitung den Schwerpunkt darstellen.

Zu den Weiterverarbeitungsanlagen zählen

• 5 Transportbetonwerke,

• 14 Werksteinverarbeitungsanlagen,

• 1 Fertigmörtelwerk,

• 1 Betonsteinwerk und

• 1 Asphaltmischanlage.

Weiterhin werden in acht Betrieben die Aufberei-

tungsanlagen auch zum Recycling von Bauschutt

genutzt.

Sanierungsbetriebe und –anlagen

Sanierungsbetriebe und –anlagen
unter Bergaufsicht
Braunkohlensanierung
Tagebaue (inkl. Altkippen und län-
derübergreifende Tagebaue)

28

Brikettfabriken und Schwelereien 16
Kraftwerke, Kesselhäuser 12
Industrielle Absetzanlagen und
Spülhalden

4

Sonstige Anlagen 9
Sanierung im Uranerzbergbau
Bergwerke 4
Halden 23
Absetzbecken 1
Sonstige Anlagen 3
Sanierung im Zinnerz-, Spat- und
Steinkohlenbergbau
Bergwerke 4
Aufbereitungsanlagen 1
Industrielle Absetzanlagen und
Spülhalden

5

Sonstige Anlagen 1
Insgesamt 111
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Im Berichtszeitraum endete die Bergaufsicht unter

anderem für die Brikettfabriken bzw. Kraftwerke

Witznitz und Lobstädt, Teilbereiche des Tagebau-

vorfeldes Cospuden, Teilbereiche des Betriebsge-

ländes Espenhain sowie für die Grubenbahn De-

litzsch-Südwest/Bitterfeld. Für diese Bereiche wer-

den aber weiterhin die Abschlussbetriebspläne zum

Monitoring durch die LMBV GmbH abgearbeitet.

Betriebsaufsicht

Die Betriebsaufsicht als Kontrolltätigkeit vor Ort ist

wesentlicher Bestandteil der Bergaufsicht. Zur Aus-

übung der Bergaufsicht haben die Bergämter im

Berichtsjahr insgesamt 2.120 Kontrollbefahrungen

durchgeführt.

Kontrollbefahrungen der Bergämter
im Jahr 2001
Amtsbereich Unter

Tage
In Tage-

bauen
Betriebs-
anlagen

Borna 2 395 224
Chemnitz 314 351 264
Hoyerswerda 20 333 217

insgesamt 336 1.079 705
Untersuchung von Betriebsunfällen und Vor-
kommnissen im Jahr 2001
Amtsbereich Unter

Tage
In Tage-

bauen
Betriebs-
anlagen

Borna - - -
Chemnitz - 2 -
Hoyerswerda - - 1

insgesamt 0 2 1

Besucherbergwerke und Sicherungsmaßnahmen

im Altbergbau

Der Aufsicht der Bergbehörden unterliegen ebenso

40 Besucherbergwerke, 1 Besucherhöhle und 6 un-

terirdische Hohlräume.

Daneben werden ebenfalls unter Aufsicht der Berg-

behörde die Sicherungs- und Sanierungsarbeiten im

Altbergbau ausgeführt, um in gefährdeten Bereichen

die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten bzw.

wiederherzustellen.

2.3 Betriebsplanzulassungen und
andere Genehmigungsverfahren

Ein wesentliches Instrument der Bergaufsicht sind

die vom Unternehmer einzureichenden Betriebsplä-

ne. Im Betriebsplanverfahren sind der Arbeits- und

Gesundheitsschutz und die sichere Betriebsführung

umzusetzen sowie die grundsätzliche Umweltver-

träglichkeit des Vorhabens zu prüfen und ggf. in der

Zulassung durch zusätzliche Nebenbestimmungen

zu gewährleisten.

Gleichwohl stellt das Betriebsplanverfahren als

typisches Instrument des Bundesberggesetzes zur

präventiven Gefahrenabwehr besonders hohe Anfor-

derungen an eine zügige Verfahrensführung.

Betriebsplanverfahren im Jahr 2001
neu

einge-
reicht

zuge-
lassen

ver-
sagt

Fakultative Rahmenbe-
triebspläne 5 9 -

Hauptbetriebspläne 95 79 -
Abschluss- / Teilab-
schlussbetriebspläne 28 22 -

Sonderbetriebspläne 99 89 -
Betriebsplanergänzungen
und -änderungen 490 478 2

Sonstige Betriebspläne
(zur Aufsuchung oder für
Besucherbergwerke)

9 14 -

insgesamt 726 691 2

Die Zulassung von Haupt-, Sonder- und Abschluss-
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betriebsplänen sowie von fakultativen Rahmenbe-

triebsplänen liegt in der Zuständigkeit der Bergäm-

ter. Für die Zulassung von Rahmenbetriebsplänen

durch ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren

ist das Oberbergamt zuständig.

Die Zulassung von bergrechtlichen Betriebsplänen

sowie deren Fristverlängerung, Ergänzung oder

Abänderung stellen den Schwerpunkt der Arbeit der

Bergbehörde dar.

Neben den o.g. Betriebsplanverfahren wurden im

Berichtsjahr

• 7 Planfeststellungsverfahren mit Umweltver-

träglichkeitsprüfung mit einem positiven Plan-

feststellungsbeschluss abgeschlossen,

• 6 Verfahren mit einem Einstellungsbescheid

abgeschlossen,

• für 1 Vorhaben ein „vorzeitiger Beginn“ gemäß

§ 57b Abs. 1 BBergG erteilt,

• 5 Planänderungsbeschlüsse gefasst,

• 7 Erörterungstermine durchgeführt und

• 1 Scopingtermin abgehalten.

Damit hat das Oberbergamt seit 1992 insgesamt 48

bergrechtliche Planfeststellungsbeschlüsse erarbei-

tet.

Die Anzahl der Einstellungsbescheide lässt auch

zukünftig darauf schließen, dass nicht alle Anträge

auf Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens

mit einem positiven Planfeststellungsbeschluss en-

den werden.

Die umfangreiche Nachmeldung von potenziellen

FFH- Gebieten (3. Meldeliste) führt teilweise zu

Überschneidungen mit geplanten Vorhaben, welche

sich schon in den unterschiedlichsten Zulassungssta-

dien befinden. Dadurch kann sich die Notwendigkeit

ergeben, auch für bereits bei den Bergämtern bean-

tragte Vorhaben Verträglichkeitsprüfungen und

damit nach § 1 Ziffer 1 Buchst. b) UVP-V Bergbau

Umweltverträglichkeitsprüfungen und Planfeststel-

lungsverfahren durchzuführen. Die konkreten Aus-

wirkungen dieser 3. Meldeliste potentieller FFH-

Gebiete auf die Anzahl erforderlicher Planfeststel-

lungsverfahren ist derzeit nicht zu quantifizieren.

Andere Genehmigungsverfahren

Neben den Betriebsplanverfahren sind von der

Bergverwaltung auch eigenständige fachgesetzliche

Verfahren nach Wasser- und Immissionsschutzrecht

zu führen.

Im Jahr 2001 wurden 14 Anzeigen nach § 15

BImSchG geprüft und bearbeitet. Weiterhin wurden

von den Bergämtern insgesamt 11 Verfahren nach

§ 4 bzw. § 16 BImSchG mit der Erteilung der Ge-

nehmigung abgeschlossen. Dabei handelt es sich

ausnahmslos um Anlagen, die in Spalte II des An-

hangs der 4. BImSchV aufgeführt und in einem nicht

förmlichen Verfahren zu genehmigen sind.

Einen erheblichen Verwaltungsaufwand erforderte

die im Berichtsjahr durchzuführende Bearbeitung

der Emissionserklärung für das Jahr 2000, wobei auf

der Grundlage der 11. Verordnung zur Durchfüh-

rung des Bundes- Immissionsschutzgesetzes

(BImSchG - Emissionserklärungsverordnung-

11. BImSchV) Aufbereitungsanlagen wie Brech-

und Klassieranlagen der Steine- und Erdenindustrie

erfasst werden.

Durch die Bergämter wurden von 81 Anlagenbetrei-

bern mit insgesamt 91 erklärungspflichtigen Anla-
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gen die Emissionserklärungen entgegengenommen

und auf Plausibilität geprüft. Hierbei erfolgte eine

enge Zusammenarbeit mit dem Landesamt für Um-

welt und Geologie.

Für acht Betreiber konnte eine Befreiung von der

Emissionserklärungspflicht erteilt werden.

Bei wasserrechtlichen Verfahren sind die Bergbe-

hörden im Zusammenhang mit den Betriebsplanzu-

lassungen auch zuständige Behörde für die Erteilung

von Erlaubnissen nach § 14 WHG. Im Berichtsjahr

wurden von den Bergämtern 32 wasserrechtliche

Erlaubnisse erteilt.

Im laufenden Berichtsjahr wurde die Erweiterung

eines Festgesteinstagebaues auf einer Granitlager-

stätte beantragt, welche nach dem Gesetz zur Ver-

einheitlichung der Rechtsverhältnisse bei Boden-

schätzen vom 15. April 1996 nicht mehr unter Berg-

aufsicht fällt.

Nach der Verordnung des Sächsischen Staatsminis-

teriums für Umwelt und Landwirtschaft (SMUL) zur

Änderung der Zuständigkeitsverordnung Immissi-

onsschutz vom 20. Juni 2000 können der Bergbe-

hörde die Genehmigungs- oder Überwachungsauf-

gaben übertragen werden, wenn der überwiegende

Teil des Betriebes – der Schwerpunkt – auch weiter-

hin in der Bergaufsicht verbleibt. Da dieses der Fall

ist, wurde dem Bergamt Chemnitz durch das SMUL

die Führung des Zulassungsverfahrens für die Er-

weiterung nach BImSchG, nicht nach BBergG, ü-

bertragen. Bei positivem Abschluss des Zulassungs-

verfahrens nach BImSchG werden die Überwa-

chungsaufgaben nach § 1 Abs. 4 SächsArbSchutzG-

ZuVO auf das Bergamt übertragen.

Diese Lösung auf der Grundlage bestehender Geset-

ze demonstriert die gute behördliche Zusammenar-

beit in Sachsen.

2.4 Bergbauberechtigungen

Die Aufsuchung und Gewinnung bergfreier, d.h.

nicht im Grundeigentum stehender Bodenschätze

bedarf einer Bergbauberechtigung. Die Gewinnung

bergfreier Bodenschätze bildet noch immer einen

Schwerpunkt bergbaulicher Tätigkeit im Freistaat

Sachsen.

Dabei überwiegt aufgrund der Regelungen des Eini-

gungsvertrages in Verbindung mit den Bestands-

schutzregelungen des Gesetzes zur Vereinheitli-

chung der Rechtsverhältnisse bei Bodenschätzen

vom 15. April 1996 (BGBl. I S. 602) nach wie vor

die Anzahl an Bergbauberechtigungen auf Steine-

und Erdenbodenschätze. Allerdings zeichnen sich in

diesem Bereich deutlich die Auswirkungen des

Rückganges der Bautätigkeit ab. Die Situation ist

anhaltend gekennzeichnet durch Firmeninsolvenzen

sowie die Tendenz der teilweise oder vollständigen

Aufhebung von Bewilligungen, um dadurch künftig

nicht mehr der Förderabgabenpflicht zu unterliegen.

Bei vielen Verfahren bedurfte es der besonderen,

teilweise sehr aufwendigen Prüfung der Antragsun-

terlagen.

In Sachsen bestanden zum Ende des Berichtsjahres

585 Bergbauberechtigungen. (Vorjahr: 601).

Im Jahr 2001 sind 6 Erlaubnisse gemäß § 7 BBergG

wegen Aufhebung oder Fristablauf erloschen. Eine

Erlaubnis auf den Bodenschatz „Erdwärme“ wurde

erteilt. Somit existierten Ende 2001 noch 4 Erlaub-

nisse, alle zur Aufsuchung des Bodenschatzes „Erd-

wärme“
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Weiterhin wurden 11 Bewilligungen auf Antrag

vollständig und 7 Bewilligungen teilweise aufgeho-

ben, eine Bewilligung widerrufen, eine Bewilligung

auf Erdwärme erteilt. Der Übertragung von Bewilli-

gungen bzw. der Beteiligung Dritter an einer Bewil-

ligung konnte in 8 Fällen zugestimmt werden. Die

seit dem Vorjahr systematisch durchgeführte Über-

prüfung aller Bewilligungen auf Widerrufstatbestän-

de wurde abgeschlossen.

Zwei bestätigte Gewinnungsrechte auf grundeigene

Bodenschätze und ein Bergwerkseigentum wurden

auf Antrag aufgehoben. 6 Genehmigungen zu Ver-

äußerungen von Bergwerkseigentum wurden erteilt.

Bestand der Bergbauberechtigungen in Sachsen
zum 31.12.2001
Erlaubnisse nach § 7 BBergG 4
Bewilligungen nach § 8 BBergG 301
Bergwerkseigentum nach § 9 und
§ 151 BBergG 276

Bestätigte Gewinnungsrechte für
grundeigene Bodenschätze 4

insgesamt 585

Weiterhin erfolgten zahlreiche Stellungnahmen zu

Anträgen bzgl. Bergbauberechtigungen gegenüber

Kommunalverwaltungen, Fachbehörden, Privatper-

sonen und Firmen.

2.5 Bergbehörde als Träger
öffentlicher Belange

Die Bergbehörde wird in zahlreichen Fällen von

Planungsträgern und Behörden im Freistaat Sachsen

als Träger öffentlicher Belange beteiligt. Dieses gilt

z.B. für die Verfahren der Landes- und Regionalpla-

nung, der Bauleitplanung, der Fachplanung und

anderweitige fachgesetzliche Genehmigungsverfah-

ren. Diese Planungen sind im Hinblick auf bergbau-

liche und bergrechtliche Belange des aktiven Berg-

baus sowie hinsichtlich möglicher Auswirkungen

des Altbergbaus zu prüfen.

Eine langfristige planerische Sicherung der Boden-

schätze ist im Freistaat Sachsen aus gesamtwirt-

schaftlichen Gründen geboten. Somit ist es Aufgabe

der Bergbehörde, die Aufsuchung und Gewinnung

von Bodenschätzen unter Berücksichtigung der

Standortgebundenheit der Lagerstätten gegenüber

konkurrierenden Nutzungsansprüchen zu vertreten.

Die Bergbehörde wirkt insbesondere an den Verfah-

ren der Braunkohlenpläne, Braunkohlensanierungs-

pläne und bei der Bauleitplanung mit. Hierbei wird

geprüft, welche bergbaulichen Tätigkeiten auf ge-

plante Vorhaben einwirken können und ob durch

Vorhaben die Belange des Bergbaus beeinträchtigt

werden.

Braunkohlenplanverfahren und

Braunkohlenausschüsse

In beiden Revieren konnten im Berichtsjahr wichtige

regionalplanerische Planungsziele erreicht werden.

In Ostsachsen wurde der Entwurf des Regionalpla-

nes Oberlausitz/Niederschlesien 2001 weiter bear-

beitet; die letzte Änderung erfolgte durch Bescheid

vom 4. Dezember 2001. Von den 17 für das ostsäch-

sische Braunkohlenrevier vorgesehenen Braunkoh-

lenplänen und Braunkohlenplänen als Sanierungs-

rahmenplänen lagen bis Jahresende 10 als verbindli-

che Dokumente vor.

Nachdem der Natur- und Erlebnispark „Karl-May-

Land“ nicht realisiert werden konnte, wurden die

regionalplanerischen Zielstellungen für den Braun-

kohlenplan als Sanierungsrahmenplan „Tagebau

Spreetal“ nochmals überarbeitet und für den Sanie-
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rungsrahmenplan ein zweites Beteiligungsverfahren

eingeleitet. Der überarbeitete Entwurf des Sanie-

rungsrahmenplanes „Tagebau Spreetal“ wurde am

29. März 2001 durch die Verbandsversammlung

gebilligt.

Durch die Verbandsversammlung wurden im Be-

richtsjahr die Sanierungsrahmenpläne „Heide“ und

„Scheibe“ festgestellt sowie den Sanierungsrahmen-

plänen „Zeißholz“ und „Werminghoff I“ im Entwurf

zugestimmt.

Der Sanierungsrahmenplan „Trebendorfer Felder“

liegt im Vorentwurf vor; für den Sanierungsrahmen-

plan „Muskauer Faltenbogen“ stagniert die weitere

Bearbeitung.

Im Bereich des Regionalen Planungsverbandes

Westsachsen wurde am 20. Dezember 2001 der

Regionalplan Westsachsen als verbindlich erklärt.

Von den zehn für das westsächsische Braunkohlen-

revier erforderlichen Braunkohlenplänen und

Braunkohlenplänen als Sanierungsrahmenplänen

liegen mit Stand 31. Dezember 2001 acht Sanie-

rungsrahmenpläne als genehmigte und für verbind-

lich erklärte Plandokumente vor.

Der Sanierungsrahmenplan für den ehemaligen „Ta-

gebau Haselbach (Anteil Sachsen)“ wurde inzwi-

schen vom Sächsischen Staatsministerium des In-

nern genehmigt. Der Sanierungsrahmenplan „Goit-

sche-Holzweißig-Rösa“ steht kurz vor der Genehmi-

gung durch das Sächsische Staatsministerium des

Innern.

Zu den Sanierungsrahmenplänen „Espenhain“,

„Vereinigtes Schleenhain“, „Zwenkau und Cospu-

den“ wurden Planfortschreibungen verabschiedet,

welche die gleichen Genehmigungsschritte wie die

Tagebau Dreiweibern
(Foto: LMBV mbH)
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bereits vorliegenden Sanierungsrahmenpläne durch-

laufen haben.

Die gemeinsame Planfortschreibung für die ehema-

ligen Tagebaue Zwenkau und Cospuden befindet

sich derzeit in der Phase der Erarbeitung des Roh-

entwurfes. Für die Planfortschreibung des ehemali-

gen Tagebaues Espenhain wurde die Freigabeemp-

fehlung für das Beteiligungs- und Anhörungsverfah-

ren ausgesprochen.

Die weitere Bearbeitung und Genehmigung der

Planfortschreibung für den Tagebau Vereinigtes

Schleenhain, welche im Beteiligungsentwurf bereits

vorliegt, stagniert derzeit aufgrund der durch die

Gemeinde Heuersdorf beim Oberverwaltungsgericht

Bautzen eingereichten Normenkontrollklage gegen

den bereits für verbindlich erklärten Braunkohlen-

plan „Vereinigtes Schleenhain“.

Braunkohlensanierungsanträge

Wie in den Vorjahren sind auch im Berichtsjahr

2001 vom Oberbergamt und den Bergämtern Borna

und Hoyerswerda wiederum zu allen von der LMBV

beantragten Sanierungsmaßnahmen fachtechnische

Stellungnahmen zur Notwendigkeit, Zweckmäßig-

keit und Wirtschaftlichkeit der geplanten Maßnah-

men abgegeben worden.

Beteiligungsverfahren anderer Behörden und

Anfragen Dritter

Bei Stellungnahmen zu Planungsvorhaben und Ge-

nehmigungsverfahren anderer Behörden vertritt die

Bergbehörde die Belange der Rohstoffsicherung und

-gewinnung und gibt Hinweise zu möglichen

Gefährdungen durch den Altbergbau.

Die Bergbehörde hat im Jahr 2001 in Summe rund

2.160 Stellungnahmen im Rahmen ihrer Beteiligung

als Träger öffentlicher Belange bzw. als Mitteilung

über unterirdische Hohlräume gemäß § 7 der Hohl-

raumverordnung (HohlrV) vom 2. August 1996 zu

privaten und öffentlichen Planungsvorhaben erar-

beitet.

Darüber hinaus wurde in verstärktem Maße Grund-

eigentümern, insbesondere aus der Erzgebirgsregion,

aber auch aus anderen Kreisen und Städten mit um-

fangreichem Altbergbau, Auskunft über die altberg-

baubedingte Gefährdungssituation auf ihrem Grund-

stück gegeben.

2.6 Markscheidewesen

Wichtige raumbezogene Informationen und Daten

eines bergbaulichen Gewinnungsbetriebes sind in

einem bergmännischen Risswerk darzustellen, das

als Instrument für die Bergaufsicht, als Planungs-

und Antragsgrundlage für das jeweilige Bergbauun-

ternehmen selbst und als dauerhafte Dokumentation

der bergbaulichen Tätigkeit dient.

Insbesondere für die unter Bergaufsicht stehenden

Gewinnungsbetriebe sind gemäß § 63 BBergG

Risswerke anzufertigen und regelmäßig nachzutra-

gen. Verantwortlich dafür ist der jeweilige Unter-

nehmer. Grundsätzlich besteht ein Risswerk aus dem

„Grubenbild“, das nur durch einen anerkannten

Markscheider geführt werden darf, und aus „sonsti-

gen Unterlagen“. Markscheider sind befugt, Tatsa-

chen mit öffentlichem Glauben zu beurkunden, an-

erkannte Personen hingegen nicht.

Sowohl die Markscheider und die anderen aner-

kannten Personen als auch die Ausführung der

markscheiderischen Arbeiten unterliegen der Auf-

sicht des Oberbergamtes.
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Im Jahr 2001 wurde für zwei Steine- und Erden-

Betriebe die Ausnahme vom Erfordernis des Gru-

benbildes gemäß § 12 Markscheider-Bergverord-

nung bewilligt.

Im Berichtsjahr  wurden keine Markscheider in

Sachsen neu anerkannt. Zwei Anerkennungen als

„andere Personen“ gemäß § 64 Abs. 1 Satz 2

BBergG wurden beantragt. Für drei Markscheider ist

die Anerkennung aus Altersgründen erloschen.

Damit gab es zum Jahresende in Sachsen insgesamt

67 anerkannte Markscheider sowie 32 andere für die

Risswerkführung anerkannte Personen.

Für die Risswerke der Sanierungsbetriebe Aue und

Königstein der Wismut GmbH wurde in Abstim-

mung mit dem Bergarchiv Freiberg zwischen den

Markscheidereien und dem Oberbergamt vereinbart,

dass die Risse mit solchen Informationen, die auch

für die Zukunft Bedeutung haben, nach ihrer letzten

Nachtragung und ihrer abschließenden Beurkundung

zu verfilmen sind. Damit soll erreicht werden, dass

die Riss- Informationen dauerhaft erhalten bleiben,

obwohl der größte Teil der Risse aus Material be-

steht, welches sich als nicht dauerhaft haltbar erwie-

sen hat. Die wesentlich kostenintensivere Neuanlage

von Rissen in den jeweiligen Originalmaßstäben

kann dadurch entfallen; auch die künftige Rissarchi-

vierung wird dadurch effektiver.

Die Umstellung der Risswerke für die Braunkoh-

lentagebaue „Vereinigtes Schleenhain“ und „Profen“

(ein Teil davon liegt auf sächsischem Gebiet) der

MIBRAG mbH von der bisherigen analogen auf die

digital unterstützte Risswerkführung  wurde abge-

schlossen. Das Oberbergamt erhielt Nachweise über

die dabei erzielte verbesserte Zuverlässigkeit der

risslichen Informationen und stimmte den Konzepti-

onen zur Datenhaltung und mehrfach redundanten

Datensicherung zu.

Die Bearbeitung von Abschlussrisswerken der Sa-

nierungstagebaue der LMBV, in denen die für die

Zukunft bedeutsamen Risswerksinformationen aus

der gesamten Betriebsdauer der Tagebaue zusam-

mengetragen werden, wurde fortgesetzt.

Schwerpunkt der Aufsicht über die markscheideri-

schen Arbeiten ist die Beaufsichtigung und bergbe-

hördliche Betreuung der Führung von ca. 350 Riss-

werken (insgesamt mehr als 1.000 einzelne Riss-

Risswerkführung in den einzelnen Bergbauzweigen (Stand: Jahresende 2001)
Risswerkführung durch

Markscheider
Risswerkführung durch

„Andere Personen“
Anzahl riss-

werkführender
Markscheider1)

Gesamtanzahl
an Risswerken

Anzahl an an-
deren Personen

Gesamtanzahl
an Risswerken

Braunkohlen- Bergbau 3 21
Uranerz- Bergbau 2 3
Kalktiefbau 1 5
Tontiefbau 2 4
Steine- und Erden- Tagebaue 20 208 32 147
Haldenrückgewinnung 3 6 0 0

insgesamt 25 247 32 147

1) teilweise Mehrfachnennung
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blätter) der Steine- und Erdentagebaue. Die

Nachtragung und Einreichung dieser Risswerke

erfolgt innerhalb der vorgeschriebenen Zweijahres-

Frist.

Im Rahmen der DIN-Normung „Bergmännisches

Risswerk“ werden durch das Sächsische Oberberg-

amt die Interessen der „Behördenmarkscheider“ der

Bergbehörden der Bundesrepublik im Arbeitsaus-

schuss „Markscheidewesen“ des Fachnormen- Aus-

schusses Bergbau (FABERG) vertreten.

2.7 Förderabgaben und andere
Verwaltungseinnahmen der
Bergbehörde

Für die Gewinnung bergfreier Bodenschätze hat der

Bewilligungsinhaber oder der Bergwerkseigentümer

gem. § 31 BBergG eine Förderabgabe zu entrichten .

Im Haushaltsjahr 2001 wurden von den Unterneh-

men Abgaben in Höhe von insgesamt

4.550.700 DM, davon für die Förderung von Kiesen

und Kiessanden 1.543.700 DM, für die Förderung

von Natursteinen 2.873.300 DM und für die Förde-

rung von tonigen Gesteinen 133.700 DM entrichtet.

An diesen Einnahmen waren insgesamt 96 Unter-

nehmen mit der Förderung in 109 Bewilligungsfel-

dern beteiligt. Der Rückgang gegenüber dem Vor-

jahr spiegelt den wirtschaftlichen Abschwung in der

Bauindustrie wider, welcher auch erhebliche Pro-

duktionsrückgänge bei Massenrohstoffen zur Folge

hat. Bei Kiesen und Kiessanden wird dies zusätzlich

durch die Aufhebung von Bewilligungen verstärkt,

da für die damit entstandenen grundeigenen Boden-

schätze keine Förderabgabe zu entrichten ist.

Neu in die Feldes- und Förderabgabenverordnung

aufgenommen wurde eine Marktwertfestsetzung für

Kaolin, womit rückwirkend bis 1994 eine Erhebung

von Förderabgaben für diesen Bodenschatz vorzu-

nehmen ist.

Der Freistaat Sachsen hat in Anwendung von § 32

Abs. 2 BBergG die Unternehmen weiterhin von der

Zahlung der wirtschaftlich bedeutungslosen Feldes-

abgabe für Erlaubnisinhaber zur Aufsuchung befreit.

Ebenso waren im Haushaltsjahr 2001 die Unterneh-

men weiterhin von der Entrichtung einer Förderab-

gabe auf Braunkohle, Erdwärme und Marmor be-

freit.

Daneben hat die sächsische Bergverwaltung im

Berichtsjahr, insbesondere im Rahmen von berg-

rechtlichen Planfeststellungsverfahren, Betriebs-

planzulassungen und Genehmigungen nach

BImSchG, Verwaltungseinnahmen in Höhe von

1.459.100 DM erzielt.

2.8 Rechtsentwicklung

Im Berichtsjahr wurden neben einer Vielzahl for-

maler Gesetzesänderungen aufgrund der Euro-

Umstellung auch inhaltlich wesentliche Rechtsände-

rungen vorgenommen. Bundesrechtlich gilt dies v.a.

für die Neufassung des Gesetzes über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 27. Juli 2001

(BGBl. I S. 1950), mit dem wichtige europarechtli-

che Richtlinien zum Umweltrecht umgesetzt wur-

den. Für den Bergbau wirkt sich dies im Bereich von

Änderungen und Erweiterungen von Vorhaben aus,

indem z.B. die bisherige Rechtspraxis der sächsi-

schen Bergbehörden zur Verhinderung einer „Sala-

mitaktik“ bei Tagebauen nunmehr auch gesetzlich

bestätigt wird. Eine zusätzliche Belastung der In-

dustrie liegt dabei nicht vor, da im Bergrecht die

Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie bereits mit

Novellierung der Verordnung über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben (UVP-
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V Bergbau) 1998 vorgenommen wurde. Die Rechts-

position von Bergbauvorhaben wird durch die Auf-

hebung des ursprünglich zur Investitionsförderung

eingeführten Gesetzes zur Beschränkung von

Rechtsmitteln in der Verwaltungsgerichtsbarkeit in

Form des Gesetzes zur Bereinigung des Rechtsmit-

telrechts im Verwaltungsprozess vom 20. Dezember

2001 (BGBl. I S. 3987) beeinflusst. Gegen berg-

rechtliche Entscheidungen eingelegte Widersprüche

und Anfechtungsklagen entfalten nunmehr wieder

aufschiebende Wirkung, welche in der Praxis nur

durch einzelfallbezogene Anordnungen über den

Sofortvollzug mit entsprechend höherem Verwal-

tungsaufwand ersetzt werden könnte.

Landesrechtlich ist die Neufassung des Sächsischen

Landesplanungsgesetzes vom 14. Dezember 2001

(SächsGVBl. S. 716) hervorzuheben, mit welcher

das Raumordungsgesetz des Bundes als Rahmen-

recht umgesetzt, aber auch im Bereich der Braun-

kohlenplanung die Projekt- UVP eingeführt wurde.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung bei Braunkoh-

lentagebauen kann damit bereits auf der Ebene der

Braunkohlenpläne umfassend vorgenommen wer-

den. Änderungen der Sächsischen Feldes- und För-

derabgabenverordnung vom 8. Februar 2001

(SächsGVBl. S. 143) und 30. Juli 2001 (SächsGVBl.

S. 471) wurden zur Euro-Umstellung und zur Fest-

setzung des Marktwertes bei Kaolin erforderlich.

Daneben wurde durch die Zuständigkeitsverordnung

bei der Beförderung gefährlicher Güter vom 30. Juli

2001 (SächsGVBl. S. 472) die zentrale Zuständig-

keitsbündelung für Bergbaubetriebe bei den Berg-

ämtern auch im Gefahrgutrecht umgesetzt. Die E-

lektro-Bergverordnung des Sächsischen Oberberg-

amtes vom 25. April 2001 (SächsGVBl. S. 206)

löste die alte und nicht mehr europarechtskonforme

Verordnung ab und stellt soweit die Rechtssicherheit

beim Betrieb elektrischer Anlagen in Bergbaubetrie-

ben sicher.

Auf der Ebene der Richtlinien und Verwaltungsvor-

schriften sind die Verlängerungen wichtiger Regel-

werke zum Sprengwesen, zur Beflissenenausbildung

im Bergbau und Markscheidewesen sowie der Be-

triebsplanrichtlinie durch Verwaltungsvorschrift

vom 27. November 2001 (SächsABl. S. 1233) vor-

genommen worden. Eine Neubearbeitung der Vor-

schriften für Tagebaugeräte in Braunkohlentagebau-

en erfolgte in Gestalt der Richtlinie des Sächsischen

Oberbergamtes zum Umgang mit Tagebaugeräten

und Bandanlagen in Braunkohlentagebauen (Richt-

linie Tagebaugeräte) vom 18. Dezember 2001

(SächsABl. 2002 S. 250). Als Orientierungshilfe für

die betroffenen Unternehmen wurde schließlich ein

Merkblatt zu Sicherheitsleistungen nach § 56

BBergG erarbeitet, das ebenso wie weitere Richtli-

nien und Merkblätter über die Homepage des Säch-

sischen Oberbergamtes abrufbar ist.

In der Rechtsprechung ist im Berichtsjahr das Urteil

des Bundesverwaltungsgerichtes vom 17. Januar

2001 zur Antragsbefugnis eines Bergbauunterneh-

mers gegen eine Landschaftsschutzverordnung her-

vorzuheben, das grundsätzliche Ausführungen zur

Gewinnungsberechtigung bei grundeigenen Boden-

schätzen und Rechtsposition eines Antragstellers für

ein bergrechtliches Planfeststellungsverfahren ent-

hält. Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hatte

weiterhin über die Möglichkeit nachträglicher Auf-

lagen zu einem Abschlussbetriebsplan (Beschluss

vom 31. Januar 2001) über die Versagung der Er-

teilung von Bergwerkseigentum bei Steine- Erden-

Rohstoffen, welche nur aufgrund des Bestandsschut-

zes von alten Bewilligungen als bergfrei gelten (Ur-

teil vom 24. September 2001), und über den Wider-

ruf von Bewilligungen wegen Nichtaufnahme der
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Gewinnung (Beschluss vom 20. Dezember 2000) zu

entscheiden. In allen Fällen wurden darin die Ent-

scheidungen des Sächsischen Oberbergamtes bestä-

tigt. Aus der Spruchpraxis der Verwaltungsgerichte

ist das Urteil des VG Leipzig vom 5. März 2001

herauszugreifen, in dem umfassend auf den Nach-

barschutz bei bergrechtlichen Planfeststellungsver-

fahren eingegangen wird. Auch hier war die Abwä-

gungsentscheidung des Oberbergamtes im ange-

fochtenen Planfeststellungsbeschluss zum Rahmen-

betriebsplan nicht zu beanstanden.

Grundabtretungs- und Streitentscheidverfahren

konnten im Berichtsjahr sämtlich im Güteverfahren

durch Vermittlung des Oberbergamtes beigelegt

werden. In einem Fall wurde ein angefochtener

Grundabtretungsbeschluss nach mündlicher Ver-

handlung vor dem Verwaltungsgericht einvernehm-

lich akzeptiert, da nur die Höhe der Entschädigung

streitig war, was vor den Zivilgerichten zu klären ist.

Ein weiterer öffentlichkeitswirksamer Rechtsstreit

wurde vor dem Oberlandesgericht Dresden zu

Gunsten des Bergbauunternehmers entschieden, der

sich auf den in einem Güteverfahren vor dem Ober-

bergamt vermittelten Vertrag mit dem Grundeigen-

tümer berufen konnte. Trotz der im Freistaat Sach-

sen geringen Bedeutung von Grundabtretungsanträ-

gen zeigt dieser Fall, dass in der öffentlichen Dis-

kussion das Verhältnis zwischen Bergbau und

Grundeigentum aus den unterschiedlichsten Motiven

heraus besonders wahrgenommen wird. Die zum

Teil sehr aufwändigen Vermittlungsbemühungen im

Vorfeld von Grundabtretungsverfahren und in Güte-

verfahren werden daher auch zukünftig eine wichti-

ge Aufgabe der Bergverwaltung darstellen.

2.9 Ausbildung

Am 23. Februar 2001 wurde der Präsident des Säch-

sischen Oberbergamtes Reinhard Schmidt zum Ho-

norarprofessor der TU Bergakademie Freiberg er-

nannt.

Im Berichtsjahr wurden vom Oberbergamt zwei

Referendare im Vorbereitungsdienst für den höheren

Staatsdienst im Bergfach ausgebildet.

Im Rahmen der Referendarausbildung waren Mitar-

beiter der Bergverwaltung als Vertreter des Frei-

staates Sachsen in den gemeinsamen Prüfungsaus-

schüssen beim Bundeswirtschaftsministerium (Berg-

referendare) und beim Wirtschaftsministerium des

Landes Nordrhein- Westfalen (Bergvermessungsre-

ferendare) tätig. Das Interesse an einer Ausbildung

als Beflissener als Voraussetzung für die spätere

Aufnahme in den Vorbereitungsdienst ist ungebro-

chen.

21 Bergbaubeflissene begannen ihre Ausbildung

beim Oberbergamt. 4 Bergbaubeflissenen konnte

eine Abschlussbescheinigung erteilt werden. Unter

Berücksichtigung der durch vorzeitigen Abbruch der

Ausbildung ausgeschiedenen Beflissenen wurden

am Ende des Jahres 94 Bergbaubeflissene und 66

Beflissene des Markscheidefachs geführt.

Im Jahr 2001 konnte 16 Absolventen nach ihrer

Ausbildung an der Fachschule für Technik im be-

ruflichen Schulungszentrum „Julius Weißbach“ in

Freiberg vom Oberbergamt der Nachweis über die

eingeschränkte Fachkunde nach § 58ff. BBergG

erteilt werden. Ein Mitarbeiter der Bergbehörde ist

im Prüfungs- und im Aufgabenauswahlausschuss

sowie in der Lehrplankommission für diesen Aus-

bildungsgang an der Fachschule vertreten.
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Von Vertretern der Bergbehörde folgende Vorlesun-

gen, Seminare oder Lehrgänge gehalten: 

Name Fachgebiet
Thema

Lehreinrich-
tung

Schmidt, R. Vorlesung „Berg-
recht“

TU Bergakade-
mie Freiberg

Hagen, C. Aufgaben und
Erfahrungen bei
der Gestaltung
der Betriebspläne
für den Grund-
wasserwiederan-
stieg

Kolloquium
anlässlich 10-
jährigen Beste-
hens des Ingeni-
eurbüros für
Grundwasser in
Leipzig

Herrmann,
M.

Seminar „Berg-
recht“

Sächsische Ver-
waltungs- und
Wirtschaftsaka-
demie

Klaua, R. Rechtliche Rah-
menbedingungen
der Braunkohle-
und Sanierungs-
planung in
Deutschland
unter Berück-
sichtigung von
Natur- und Um-
weltbelangen

Carl- Duisburg-
Gesellschaft und
GAF Hoyers-
werda

Schilling,
B.

Grubenverfüllung
mit zulässigen
Materialien

Bundesverband
der Deutschen
Ziegelindustrie
Meißen e.V.

Klieboldt,
U.

Die Handhabung
von Abraum,
marktunfähigen
Lagerstättenbe-
standteilen und
bergbaufremden
Stoffen in Halden
und Kippen im
Sächsischen
Bergbau

Bayerisch –
Böhmisches
Bergbaukollo-
quium, Theuern

Klieboldt,
U.

Bergrecht für
Befähigungs-
scheinanwärter
und –inhaber
nach SprengG

Dresdner
Sprengschule
GmbH

In Zeitschriften wurden folgende Beiträge veröf-

fentlicht:

Name Thema Lehreinrich-
tung

Schmidt, R. Bundesbergge-
setz – Entlassung
aus der Bergauf-
sicht

Heft 2001-5
Kompetenzzent-
rum für interdis-
ziplinäres Flä-
chenrecycling
CiF e.V.Freiberg

Schmidt, R. Will der Staat
den Bergbau?

Glückauf
137(2001) Nr.10

Herrmann,
M.

Die mineralge-
winnende Indust-
rie im Blickwin-
kel europarechtli-
cher Entwicklun-
gen

Tagungsband der
7. Tagung des
Arbeitskreises
„Probenahme“
des Institutes für
Qualitätssiche-
rung von Stoff-
systemen e.V.

2.10 Öffentlichkeitsarbeit

Auch im Berichtsjahr haben die Bergbehörden wie-

der für Presse, Rundfunk und Fernsehen zu einer

Vielzahl bergbaulicher und bergbehördlicher Fragen

informiert und Stellung genommen.

Des weiteren nahmen Vertreter der Bergbehörde an

Sitzungen verschiedenster Verwaltungsgremien, an

Bürgerversammlungen und anderen Veranstaltungen

teil und erteilten Auskünfte über rechtliche Aspekte

der Zulassungsverfahren, aber auch zu konkreten

Fragen über Vorhaben und laufende Betriebe, u. a.

zu Lärm- und Staubimmissionen, der Wiedernutz-

barmachung und der Belastung durch den Abtrans-

port.
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3 Sicherheit und Umweltschutz im
Bergbau

3.1 Arbeits- und Gesundheitsschutz

Bewertung und Tendenzen der

Unfallentwicklung

Im Berichtsjahr ereigneten sich in den der Bergauf-

sicht unterliegenden Betrieben insgesamt 170 mel-

depflichtige Arbeitsunfälle mit einem Arbeitszeit-

ausfall von mehr als 3 Tagen.

Die Anzahl der meldepflichtigen Arbeitsunfälle hat

sich damit gegenüber dem Vorjahr um 65 verringert,

wobei die Anzahl der Arbeitsunfälle im Vergleich

zum Vorjahr bei den bei Bergbauunternehmen Be-

schäftigten auf 74 % von 140 auf 104 ebenso wie bei

den für den Bergbau tätigen Drittfirmen auf 70 %

von 95 auf 66 zurückgegangen ist.

Die Relation zwischen Unfallzahlen und verfahrenen

Arbeitsstunden in den Bergbauunternehmen aller

Bergbauzweige zeigt, dass die Anzahl der Unfälle

pro 1 Mio. Arbeitsstunden im Vergleich zum Vor-

jahr von 14,9 auf 13,8 Unfälle pro 1 Mio. Arbeits-

stunden zurückgegangen ist.

Obwohl es in den

letzten Jahren nicht

in allen Bergbau-

zweigen zu einer

gleichmäßigen Ab-

nahme der relativen

Unfallzahlen kam,

hat sich in Sachsen

bezogen auf alle

Bergbauunterneh-

men die Gesamtzahl

der Unfälle pro

1 Mio. Arbeitsstun-

den seit 1995 konti-

nuierlich von 21,4

0,0% 9,4%

17,6%

60,0%

12,9% Steinfall

Maschinen, Förderein-
richtungen, Ausbau und
Geräte usw.
Fallende, abgleitende
Gegenstände usw.

Absturz, Fall, Ausgleiten,
Stoßen

andere Unfallursachen

Anzahl der Unfälle in Bergbaubetrieben nach Unfallursachen

Bergamt
Borna

Bergamt
Chemnitz

Bergamt
Hoyerswerda Sachsen

Unfallursache Bergbau-
unterneh-

men

Dritt-
firmen

Bergbau-
unterneh-

men

Dritt-
firmen

Bergbau-
unterneh-

men

Dritt-
firmen

Bergbau-
unterneh-

men

Dritt-
firmen

gesamt gesamt

Steinfall 0 0 0 0 0 0 0 0

Maschinen, För-
dereinrichtungen,
Ausbau und Geräte

7 4 1 2 1 1 9 7

Fallende, abgleiten-
de Gegenstände usw. 1 1 12 0 7 9 20 10

Absturz, Fall, Aus-
gleiten, Stoßen 4 8 27 0 33 30 64 38

andere Unfallursa-
chen 2 9 6 0 3 2 11 11

gesamt 14 22 46 2 44 42 104 66

Summe aller
Arbeitsunfälle 170
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auf die bereits genannten 13,8 Unfälle pro 1 Mio.

Arbeitsstunden im Jahr 2001 verringert.

Anhand der Tabelle und der Grafik ist sehr deutlich

zu erkennen, dass die Hauptunfallursache weiterhin

Absturz, Fall, Ausgleiten oder Stoßen ist. Vor allem

in diesem Bereich muss an der Vermeidung derarti-

ger Unfälle und an Verbesserungsmaßnahmen weiter

gearbeitet werden.

Eine sehr erfreuliche Tatsache ist wiederum, dass im

Jahr 2001 bereits das zweite Jahr in Folge kein tödli-

cher Unfall zu verzeichnen war.

Im Ergebnis der Analyse der Arbeitsunfälle wurden

schwerpunktmäßig Kontrollbefahrungen in den

Betrieben der Braunkohlensanierung und in ausge-

wählten Steine- und Erdentagebauen des Freistaates

Sachsen durchgeführt.

Verantwortliche Personen, Arbeits-

sicherheitliche Dienste

Die Arbeitssicherheit der Beschäftigten wird im

Bergrecht besonders durch die Bergaufsicht, das

Vorschriftenwesen und durch die Bestellung von

verantwortlichen Personen gewährleistet.

Als Besonderheit enthält das Bergrecht gesetzliche

Regelungen mit Bezug auf die Leitung und Beauf-

sichtigung des Betriebes. Nach dem Bundesbergge-

setz (BBergG) trägt der Unternehmer die Verant-

wortung für die Einhaltung bergrechtlicher Pflichten

zur ordnungsgemäßen Errichtung, Führung und

Einstellung des Betriebes. Soweit erforderlich sind

durch den Unternehmer zur Erfüllung der Aufgaben

weitere Personen für die Leitung und Beaufsichti-

gung des Betriebes zu bestellen.

An diese verantwortlichen Personen werden hohe

Anforderungen gestellt. Es sind Zuverlässigkeit,

Fachkunde und körperliche Eignung nachzuweisen.

Unter Angabe der Stellung im Betrieb sowie der

Vorbildung sind die verantwortlichen Personen dem

zuständigen Bergamt sowohl nach der Bestellung als

auch nach dem Ausscheiden namhaft zu machen.

Daneben hat der Unternehmer nach der Bergverord-

nung über einen arbeitssicherheitlichen und be-

triebsärztlichen Dienst (BVOASi) zur Unterstützung

bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben zur Verbes-

serung des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung

im Betrieb einen arbeitssicherheitlichen und be-

triebsärztlichen Dienst einzurichten bzw. diese

Pflichten auf anderer Weise zu erfüllen.

Entweder können besonders ausgebildete Sicher-

heitsingenieure, Sicherheitstechniker sowie sonstige

Sicherheitsfachkräfte für Arbeitssicherheit in einer

bestimmten, von der Betriebsgröße abhängigen Zahl

im Betrieb berufen oder entsprechende Dienstleis-

tungen in Anspruch genommen werden.

Die Bergverordnung des Sächsischen Oberbergam-

tes über den arbeitssicherheitlichen und den be-

triebsärztlichen Dienst (BVOASi) ist am 1. Januar

1999 in Kraft getreten und gilt für Betriebe, die dem

Geltungsbereich des Bundesberggesetzes unterlie-

gen.

Mit der BVOASi besteht ein für alle Bergbaubetrie-

be einheitlich geltendes Arbeitsschutzrecht. Damit

spielt die jeweilige Zugehörigkeit der Betriebe zu

unterschiedlichen Berufsgenossenschaften mit zum

Teil erheblich differierenden Anforderungen zum

betrieblichen Arbeitsschutz keine Rolle mehr.

Schwerpunktmäßig erfolgte die Umsetzung der

BVOASi mit Sonderbetriebsplänen, die von den

Bergämtern im Berichtsjahr zugelassen wurden.

Schwierigkeiten bereitet teilweise noch die Umset-
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zung der BVOASi durch Drittfirmen, die in Berg-

baubetrieben Tätigkeiten durchführen.

Der betriebsärztliche Dienst ist im Wesentlichen als

außerbetrieblicher Dienst organisiert. Im Berichts-

jahr konnte zwei Ärzten die Ermächtigung zur

Durchführung arbeitsmedizinischer Vorsorgeunter-

suchungen gemäß GesBergV erteilt werden. Weiter-

hin konnte den Anträgen von zwei durch andere

Bundesländer ermächtigten Ärzten, die ein Tätig-

werden im Freistaat Sachsen dem Oberbergamt

angezeigt haben, entsprochen werden. Gegenwärtig

sind 38 Ärzte entsprechend ihrer Ermächtigung für

den Freistaat Sachsen tätig.

3.2 Rettungswesen

Gruben- und Gasschutzwehren

Am 31. Dezember 2001 standen in Sachsen insge-

samt vier freiwillige Grubenwehren, jeweils eine in

beiden Länderbereichen der LMBV und in den bei-

den Sanierungsbetrieben der Wismut, und eine Gas-

schutzwehr bei der LAUBAG unter Bergaufsicht.

Zusammensetzung der Grubenwehren und der
Gasschutzwehr am 31.12.2001

Gruben-
wehren

Gas-
schutz-
wehr

Oberführer/Gasschutzleiter 18 3
Trupp- bzw. Gruppenführer 21 7
Wehrmänner 41 14
Gerätewarte 14 8

insgesamt 94 32

Wegen der nach wie vor umfangreichen untertägi-

gen Sanierungsarbeiten im Uranerzbergbau haben

dabei die Grubenwehren der Wismut mit 68 Mann

den größeren Anteil an der Gesamtstärke.

Zur ergänzenden Absicherung bestehen Hilfeleis-

tungsverträge der Grubenwehren mit anderen Berg-

baubetrieben, aber auch den Bergbauspezialfirmen

in der Altbergbausanierung und einigen Besucher-

bergwerken. Darüber hinaus ist auf der Grundlage

der Richtlinie über Verträge mit Gemeinden und

Betrieben zur Hilfeleistung im Untertagebereich

durch öffentliche und betriebliche Feuerwehren die

Voraussetzung für eine kurzfristige örtliche Hilfe-

leistung durch Feuerwehren, insbesondere für die

zahlreichen Besucherbergwerke, gegeben.

3.3 Sprengwesen

Die Anzahl der Bergbaubetriebe, in denen Sprengar-

beiten zugelassen sind, ist mit 122 gegenüber dem

Vorjahr um vier leicht gestiegen.

Im Berichtsjahr wurden von den Bergämtern vier

Erlaubnisse nach § 7 SprengG und 42 Befähigungs-

scheine nach § 20 SprengG erteilt bzw. verlängert.

Aktivitäten im Sprengwesen im Jahr 2001
erteilte Erlaubnisse 4
erteilte Befähigungsscheine 42
erteilte Sprengberechtigungsscheine 0
Zulassung von Sonderbetriebsplänen für
Sprengarbeiten oder die Errichtung und den
Betrieb von Sprengmittellager (einschließlich
deren Änderungen und Ergänzungen)

43

Anzahl der zum Sprengwesen eingegangen
und bearbeiteten Beschwerden

22

Anzahl der Kontrollen im Sprengwesen 75
Anzahl der untersuchten Vorkommnisse 3
Sonstige Beratungen, Unterweisungen und
Prüfungen

17



Sicherheit und Umweltschutz im Bergbau   46

Der Großteil der 22 Beschwerden zum Sprengwesen

war auf Sprengerschütterungen zurückzuführen. Bei

den Untersuchungen der Vorkommnisse waren aber

durch die Bergbehörde vor Ort keine unzulässigen

Immissionswerte festzustellen.

Bei den Gewinnungssprengungen für Schotter und

Splitt dominiert in Sachsen nach wie vor die Groß-

bohrlochsprengung in Mehrreihenanordnung. Das

elektrische Zündsystem wird mehr und mehr durch

nichtelektrische Zündschlauchsysteme ersetzt. Die

elektronische Zündung wird aus Kostengründen nur

in Einzelfällen zur Anwendung gebracht. Auch bei

den eingesetzten Sprengstoffen geht der Trend wei-

ter zu maschinell gepumpten Emulsionssprengstof-

fen, die direkt vom Lieferfahrzeug in die Großbohr-

löcher gepumpt werden und damit kostengünstig

sind. In Abhängigkeit von der Förderleistung, aber

auch von speziellen Standortfaktoren wird im Re-

gelbetrieb durchschnittlich im 14-tägigen Turnus -

bei einer Bandbreite zwischen täglich und halbjähr-

lich - gesprengt. Rund zwei Drittel der Sprengungen

werden durch Spezialfirmen ausgeführt.

Im Braunkohlenbergbau wurden neben den Spreng-

arbeiten zum Herstellen von sogenannten „ver-

steckten Dämmen“ zur Böschungssicherung vor

allem Sprengungen zum Abbruch von Bauwerken

und zur Demontage von Anlagen angewandt.

Insgesamt konnten bei den 75 planmäßigen Be-

triebskontrollen im Sprengwesen keine gravierenden

Mängel festgestellt werden. In drei Fällen mussten

Untersuchungen zu besonderen Betriebsereignissen

durch die Bergämter durchgeführt werden. Das be-

traf zum einen die außerplanmäßige Explosion von

Restsprengstoff mit erheblichen Sachschaden als

auch das nicht korrekte Absperren eines Gefahren-

bereiches mit der Folge, dass ein leichter Sachscha-

den durch Steinflug entstand. Im ersten Fall wurde

das Verfahren an die Staatsanwaltschaft zur weiteren

Verfolgung abgegeben. Im zweiten Fall wurden

durch das zuständige Bergamt Bußgelder verhängt.

Das dritte Vorkommnis betraf einen außergewöhn-

lich weiten Steinflug über 450 m, welcher durch die

Fehlinterpretation von Messwerten bei der Spren-

gungsvorbereitung verursacht wurde. Das zuständige

Bergamt erwirkte die Änderung des Betriebsregimes

zur zukünftigen Verhinderung derartiger Ereignisse.

Trotz dieser Vorkommnisse kann der sichere Um-

gang mit Sprengmitteln in den sächsischen Berg-

baubetrieben als auf einem guten Niveau liegend

bezeichnet werden.

3.4 Sachverständige

Im bergbaulichen Bereich ist die Anerkennung von

Sachverständigen durch die Sachverständigenrichtli-

nie des Oberbergamtes geregelt.

Die Erarbeitung der Rahmenbetriebspläne durch die

Bergbauunternehmen bei der Durchführung berg-

rechtlicher Planfeststellungsverfahren erfolgte auch

im Berichtsjahr wieder unter Einbeziehung der

Sachverständigen für Böschungen bzw. der Sachver-

ständigen für Tagebauentwässerung. Die von Ihnen

erarbeiteten Standsicherheitsberechnungen bzw.

hydrogeologischen Berechnungen dienen der Ge-

währleistung der geotechnischen Sicherheit in Tage-

bauen vom Tagebauaufschluss über den Betrieb bis

zur Einstellung einschließlich der Wiedernutzbar-

machung. In Tagebauen mit Nassabbau gibt es zu-

sätzliche Berührungspunkte mit den Sachverständi-

gen für schwimmende Geräte.

Weiterhin fanden im Berichtsjahr Kontrollbefahrun-

gen in Steine-/ Erdenbetrieben sowohl im Locker-

als auch im Festgestein mit Vertretern des Sächsi-

schen Oberbergamtes, der Bergämter sowie Sach-
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verständigen für Böschungen und Tagebauentwässe-

rung statt.

Hervorzuheben ist noch die Zusammenarbeit mit

den Sachverständigen für Tagebaugroßgeräte und

Hebezeuge insbesondere bei Stilllegungen und De-

montagen von Tagebaugroßgeräten.

Im Jahr 2001 wurden 4 Sachverständige der Fachge-

biete Böschungen, Tagebauentwässerung, Elektro-

technik und Tagebaugroßgeräte und Hebezeuge neu

anerkannt und 10 bestehende Anerkennungen ver-

längert. Unter Berücksichtigung der in diesem Jahr

erloschenen Anerkennungen (Altersruhestand, Un-

ternehmenswechsel) ergibt sich die tabellarische

Übersicht.

Vom Oberbergamt anerkannte Sachverständige
zum 31.12.2001

Fachgebiet Anzahl
Böschungen 53
Brandschutz 1
Eisenbahnsicherungsanlagen 8
Elektrotechnik 4
Schachtförderanlagen 11
Schwimmende Geräte 7
Tagebauentwässerung 24
Tagebaugroßgeräte und Hebezeuge 20

insgesamt 128

3.5 Abfallwirtschaft im Bergbau

Für die beim Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten

von Bodenschätzen unvermeidlich anfallenden

bergbaulichen Abfälle gilt nach Kreislaufwirt-

schafts- und Abfallgesetz eine Ausnahmeklausel und

damit das Bundesberggesetz. Danach sind diese

Abfälle im Rahmen bergrechtlicher Betriebspläne so

zu entsorgen, dass keine Schutzziele des Gemein-

wohls beeinträchtigt werden. Aufgrund der spezifi-

schen bodenphysikalischen Eigenschaften dieser

meist mineralischen Stoffe dominiert deren Einsatz

für bergtechnische Zwecke bei Stabilisierungsmaß-

nahmen, Hohlraumverfüllungen und für Gelände-

bauwerke in Bergbaubetrieben.

Ebenso bietet der Bergbau die Möglichkeit, geeig-

nete bergbaufremde Abfälle bei derartigen Vorhaben

zu verwerten.

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt ca. 12 Mio. t

bergbaufremde mineralische Abfälle im Bergbau des

Freistaates verwertet. Dies ist ein bedeutender Teil

der insgesamt anfallenden Abfallmengen im Frei-

staat.

Vorhaben zur Abfallverwertung im Bergbau werden

unabhängig von der Art des Genehmigungsverfah-

rens materiell mit den gleichen, in bestimmten Fäl-

len auch mit erhöhten Anforderungen gegenüber

solchen außerhalb des Bergbaus realisiert und über-

wacht. Hinsichtlich Arbeitssicherheit und Gesund-

heitsschutz sind die Anforderungen im Bergbau

höher als außerhalb.

Insbesondere im Steine- und Erdenbergbau wird die

Möglichkeit genutzt, im Rahmen des Ausgleichs der

Folgen von Eingriffen in die Landschaft und der

Wiedernutzbarmachung von bergbaulich in An-

spruch genommenen Flächen bergbaufremde Ab-

fälle zu verwerten, welche sonst beseitigt werden

müssten. Im Berichtszeitraum waren dies ca.

9 Mio. t mineralische Abfälle.

Damit kommt es zu einem Ausgleich zwischen

bergtechnisch erforderlichen Bedarf an geeigneten

Mineralstoffen einerseits und der gestiegenen Nach-

frage nach günstigen Verwertungsmöglichkeiten für

umweltneutrale Mineralstoffe andererseits.
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Im Berichtszeitraum wurden von ca. 120 Bergbau-

betrieben im Rahmen bergtechnisch erforderlicher

Arbeiten bergbaufremde Abfälle verwertet.

Im Untertagebereich sowie bei der Sanierung unter-

tägiger Hohlräume ohne Rechtsnachfolger wurden

ca. 100.000 t Braunkohlenfilterasche bei Stabilisie-

rungsmaßnahmen verarbeitet. Braunkohlenfilter-

asche eignet sich für derartige Maßnahmen aufgrund

ihrer puzzolanischen (wasserbindenden) Eigen-

schaften hervorragend als Betonzuschlagstoff.

Aufgrund der gewachsenen Nachfrage hat sich im

Berichtszeitraum der Einkaufspreis für Braunkoh-

lenfilterasche in bestimmten Qualitätsstufen zum

Teil drastisch erhöht, so dass teilweise übliche Bau-

stoffpreise erreicht werden.

Bergbaubetriebe, die große Mengen dieser Abfälle

einsetzen, wie z.B. die LMBV, waren zum Teil

gezwungen, ihre wirtschaftliche Kalkulation bei

Sanierungsaufgaben zu überarbeiten.

Auf der Außenkippe II des Tagebaues Spreetal ist

ein Bauabschnitt für die Einlagerung besonders

überwachungsbedürftiger Bau- und Abbruchabfälle

aus der Sanierung der Anlagen der LMBV mbH

fertiggestellt und ein weiterer Abschnitt vorbereitet

worden.

3.6 Besondere Ereignisse und
bemerkenswerte Unfälle

In der Nacht vom 7. zum 8. Juni 2001 fiel in Neu-

sornzig ein Tagesbruch mit ungewöhnlichem Aus-

maß. Rund 25 m³ Deckgebirge und 40.000 Liter

Wasser eines Gartenteiches drangen über Nacht in

die teilweise über einhundert Jahre alten Strecken

einer ehemaligen Kaolingrube ein. Zur Gewährleis-

tung der dauerhaften Sanierung wurde durch die

Bergsicherung Leipzig GmbH ein 12 Meter tiefer

Schacht bis auf die zu Bruch gegangene Aus- und

Vorrichtungsstrecke des ehemaligen Tiefbaues ab-

geteuft. Mittels Einbringen von 83 m³ Versatzmasse

und der notwendigen Überdeckung wurde die Sanie-

rung der Schadstelle am 27. Juni 2001 abgeschlos-

sen.

Im Frühjahr 2001 fiel in Rochlitz am Topfmarkt 2

über einem unterirdischen Hohlraum nichtbergbauli-

chen Ursprungs ein Tagesbruch. Dieser hatte einen

Durchmesser von ca. 5,0 m, eine Teufe von ca.

2,5 m und führte auf dem benachbarten Grundstück

zum Einsturz der Wand eines zweistöckigen Wirt-

schaftsgebäudes auf ca. 4,5 m Länge und 2,5 m

Höhe.

In Dippoldiswalde, im Kellerbereich des Gebäudes

einer Pension fiel in einem der Kellerräume eben-

falls ein Bruch. Unter dem Ziegelstein-Fußboden

erweiterte sich der Hohlraum bei einer Teufe von

1,8 m auf über 2,0 m Durchmesser. Da eine tragende

Säule frei hing, wurde der Kellerbereich im Rahmen

einer Sofortmaßnahme solide abgesteift. Die an-

fänglich vom hinzugezogenen Bauordnungsamt

verfügte vollständige Sperrung des Gebäudes konnte

in der Folge auf zwei Zimmer beschränkt werden.

Die Verfüllsäule eines vermutlich aus dem

16. Jahrhundert stammenden Schachtes war abge-

gangen.

Im Bereich des Marie- Louise- Stollens / Emma-

schachtes in Berggießhübel kam es durch das Aus-

laufen alter Versatzmassen oder einen Bruch im

hinteren Bereich des Marie- Louise- Stollens zu

einem unkontrollierten Wasserstau von ca. 20 m

über der Stollensohle. Dadurch wurde ein in nur 3 m

Entfernung direkt vor dem Mundloch stehendes

größeres Wohngebäude akut und das Feuerwehrge-

bäude des Ortes stark gefährdet. Nur durch günstige

Umstände konnte die Gefahr rechtzeitig erkannt und
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dem Bergamt gemeldet werden. Die Gefährdung

wurde durch das Abpumpen der Wassermassen und

die anschließende Aufwältigung des Bruches besei-

tigt.

Am 25./26. August 2001 wurde die Kiesgrube Ha-

genwerder bei Hochwasser der Neiße überflutet. Auf

Grund des am Wochenende nicht funktionierenden

Meldesystems konnte das Gewinnungsgerät nicht

mehr gesichert werden. Somit entstand zwar kein

Personen-, aber ein hoher Sachschaden. In der Folge

mussten die Arbeiten in der Grube für mehrere Wo-

chen eingestellt werden. Zur zukünftigen Vermei-

dung derartiger Vorkommnisse wurde vom Bergamt

Hoyerswerda die Aufstellung eines Sonderbetriebs-

planes Hochwasserschutz gefordert.

Das Bergamt Hoyerswerda hat mit einer Anordnung

gemäß § 71 Abs. 2 BBergG die Gewinnungstätig-

keiten im Steinbruch Wiesa einstellen lassen. Bei

einer Befahrung des Steinbruches am 7. November

2001 durch das Bergamt wurde festgestellt, dass

Böschungen im Gewinnungsbereich nicht den Vor-

gaben der Richtlinie Geotechnik entsprechen, die im

Gewinnungsbereich des Steinbruches eingesetzten

Fahrten nicht den Anforderungen des § 12 Abs. 6

ABBergV entsprechen sowie der Zustand der einge-

setzten Krane nicht erkennen lässt, wann und ob die

regelmäßig erforderlichen Prüfungen erfolgt sind.

Die Prüfung der Betriebsakten ergab, dass Nebenbe-

stimmungen der Hauptbetriebsplanzulassung nicht

erfüllt wurden.
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Organisationsplan des
Staatsministeriums für
Wirtschaft und Arbeit

Stand: 31. Dezember 2001

Staatsminister
 für

Wirtschaft und Arbeit

Staatssekretär
für

Wirtschaft

Abteilung 4
Technologie, Telematik, Energie

Referat 45
Bergbau, Umweltfragen

Auszug aus dem Organisationsplan
 des Sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit
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Bergämter im Freistaat Sachsen

Stand: 31. Dezember 2001

Organisationsplan des
Bergamtes Borna

Amtsleiter
Herr Kleine m.d.W.d.G.b.  151

04552 Borna
Brauhausstraße 8
(03433)872-152
(03433)872-180
(0172)3646170
Poststelle.BAB@
obafg.smwa.sachsen.de

Anschrift:

Telefon:
Telefax:
Funktelefon:
E-Mail:

Fachbereich 1
Bergaufsicht/
Verwaltung
Herr Kleine (m.d.W.d.G.b.)    151

Fachbereich 2
Braunkohlenbergbau

Herr Zippenfennig       157 

Fachbereich 3
Steine- und
Erdenbergbau
Herr Göbel                161

Grubenkontrolleur
Herr Hühn      176

Organisationsplan des
Bergamtes Chemnitz

Amtsleiter
Herr Kleine        11

Anschrift:

Telefon:
Telefax:
Funktelefon:
E-Mail:

09117 Chemnitz
Klingerstraße 46
(0371)84295-10
(0371)84295-30
(0172)9612513
Poststelle.BAC@
obafg.smwa.sachsen.de

Grubenkontrolleur
Herr Neumann  25

Fachbereich 1
Altbergbau/
Verwaltung
Herr Jülich                  23

Fachbereich 2
Tiefbau

Herr Stache                12

Fachbereich 3
Tagebau

Herr Kraus                 16

Organisationsplan des
Bergamtes Hoyerswerda

Amtsleiter
Herr Klaua         10

Grubenkontrolleur
Herr Klimpel     15

Fachbereich 1
Bergaufsicht/
Verwaltung
Herr Klaua                  10

Fachbereich 2
Braunkohlenbergbau

Herr Schreier              40

Fachbereich 3
Steine- und
Erdenbergbau
Herr Schreiber            30

Anschrift:

Telefon:
Telefax:
Funktelefon:
E-Mail:

02977 Hoyerswerda
Industriegelände Str. E
(03571)4855-0
(03571)485525
(0172)3524855
Poststelle.BAH@
obafg.smwa.sachsen.de
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Besucherbergwerke und -höhlen und sonstige zur Besichtigung freigegebene
unterirdische Hohlräume

Nr. Name des Objektes Ansprechpartner

Besucherbergwerke

1 Alaunbergwerk
"Ewiges Leben" Plauen

Vogtländischer Bergknappenverein zu Plauen e.V.
Herr Müller
Bonhoeffer Straße 140
08525 Plauen

2 Alte Elisabeth TU Bergakademie Freiberg Sächsisches Lehr- u. Besucher-
bergwerk Freiberg
Herr Dr. Bayer
Fuchsmühlenweg 9
09599 Freiberg

3 Alte Hoffnung Erbstolln Alte Hoffnung Erbstolln e.V.
Herr Riedl
Feldstraße 15
09648 Schönborn- Dreiwerden- Seifersbach

4 Altstolln Morgenstern Pöhla Förderverein Freizeitzentrum mit Besucherbergwerk Luchs-
bachtal Pöhla e.V.
Frau Grund
Karlsbader Straße 30
08352 Pöhla

5 Andreas- Gegentrum- Stolln
Jöhstadt

Altbergbau Andreas- Gegentrum- Stolln im Preßnitztal e.V.
Herr Schultz
Grumbacher Straße 224E
09477 Jöhstadt

6 Aurora Erbstolln "Aurora Erbstolln" e.V.
Herr Fischer
Moritz- Fernbacher- Straße 1a
01705 Freital

7 Bartholomäusschacht Brand-
Erbisdorf

Stadtverwaltung Brand- Erbisdorf
Herr Maruschke, Herr Ginder
Markt 1
09618 Brand- Erbisdorf

8 Besucherbergwerk Halbemeile
"Gott- gib- Glück- mit- Freu-
den"

Knappschaft Breitenbrunn e.V.
Herr Wegner
St. Christoph 12
08359 Breitenbrunn

9 Dorotheastolln Cunersdorf IG Altbergbau Dorotheastolln Cunersdorf e.V.
Herr Süß
Karlsbader Straße 4
09465 Sehma

Blatt 2
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Nr. Name des Objektes Ansprechpartner

10 Felsendome Rabenstein Schaubergwerk Felsendome Rabenstein
Herr Sallmann
Weg nach dem Kalkwerk 5
09117 Chemnitz

11 Frisch-Glück "Glöckl" Lehr- & Schaubergwerk Frisch Glück "Glöckl"
Herr Penndorf, Herr Geißler
Wittigsthalerstraße 13-15
08347 Johanngeorgenstadt

12 Fundgrube "Weißer Hirsch" Bergsicherung Schneeberg GmbH
Herr Krauß
Kobaltstraße 42
08289 Schneeberg

13 Gesellschafter Abzugsrösche
(Siebenschlehener Pochwerk)
Gesellschaftsfundgrube

Stadtverwaltung Schneeberg
Herr Müller, Frau Schröder
Markt 1
08289 Schneeberg

14 Gläserstolln Hüttengrund
Marienberg

Bergknappschaft Marienberg e.V.
Herr Rosenberger
Töpferstraße 22
09496 Marienberg

15 Grube Tannenberg Besucherbergwerk "Grube Tannenberg"
Herr Gerisch
Zum Schneckenstein
08262 Tannenbergsthal / OT Schneckenstein

16 Herkules Frisch- Glück Gemeindeverwaltung Beierfeld
Frau Georgi
August- Bebel- Straße 79
08340 Beierfeld

17 Hülfe des Herrn
Merzdorf- Biensdorf

Hülfe des Herrn Alte Silberfundgrube e.V.
Herr Mitka
Albert- Schweitzer- Straße 16
09669 Frankenberg

18 Im Gößner Erzgebirgsmuseum Annaberg-Buchholz
Herr Nicklaus
Große Kirchgasse 16
09456 Annaberg-Buchholz

19 Kellerberg Stadtverwaltung Waldheim Heimatmuseum
Herr Schuster
Postfach 31
04734 Waldheim

20 Markus Röhling Stolln Markus Röhling Stollen Frohnau e.V.
Sehmatalstraße 13
09488 Schönfeld

Blatt 3
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Nr. Name des Objektes Ansprechpartner

21 Neubeschert- Glück- Stolln
Altenberg

Bergbaumuseum Altenberg
Herr Schröder
Mühlenstraße 2
01773 Altenberg

22 Pöhla- Tellerhäuser Wismut GmbH Sanierungsbetrieb Aue
Herr Wolff, Herr Rosmej
Talstraße 7
08118 Hartenstein

23 Schacht 15 IIb / Markus-
Semmler- Sohle Lagerstätte
Schlema/Alberoda

Wismut GmbH Sanierungsbetrieb Aue
Herr Wolff, Herr Rosmej
Talstraße 7
08118 Hartenstein

24 Segen Gottes Erbstolln Segen Gottes Erbstolln e.V. Verein zur Pflege des Altberg-
baues und der bergmännischen Traditionen im Bund deut-
scher Bergmanns- Hütten- und Knappenvereine
Herr Schmidt
04741 Gersdorf b. Roßwein/Sa.

25 Segen Gottes Erbstolln
Niederwinkel/Uhlsdorf

AG Altbergbau/Geologie Westsachsen e.V.
Herr Dr. Faust, Herr Zielke
Waldenburger Straße 63
09116 Chemnitz

26 Silberstollen Stadtverwaltung Geising Fremdenverkehrsbüro
Frau Weißbach, Herr Fischer
Hauptstraße 25
01778 Geising

27 Sprengmittellager- Altlager
Kalkwerk Lengefeld

Zweckverband "Sächsisches Industriemuseum" Technisches
Denkmal Museum Kalkwerk Lengefeld
Frau Sachse
Kalkwerk 4a
09514 Lengefeld

28 St. Anna am Freudenstein IG Historischer Bergbau Zschorlau e.V.
Herr Tschiedel
Hubertusstraße 74
08280 Aue

29 Tagesstrecke Oberes Revier
Burgk

Museum Städtische Sammlung Freital auf Schloß Burgk
Herr Vogel
Altburgk 61
01705 Freital

30 Tiefer Molchner Stolln "Tiefer Molchner Stolln"
Herr Scheuermann
Dorfstraße 67
09496 Pobershau

Blatt 4
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Nr. Name des Objektes Ansprechpartner

31 Trau auf Gott- Erbstolln Gemeindeverwaltung Lichtenberg
Herr Uhlig
Bahnhofstraße 3A
09638 Lichtenberg

32 Unbenannte Stollenanlage am
Zschopauufer

Altbergbauverein Heilige- Dreifaltigkeit- Fundgrube Zscho-
pau e.V.
Herr Hammermüller
Kurt- Franke- Straße 1
09123 Chemnitz

33 Vereinigt Zwitterfeld
zu Zinnwald

Besucherbergwerk "Vereinigt Zwitterfeld zu Zinnwald"
Herr Barsch
Goetheweg 8
01773 Zinnwald- Georgenfeld

34 Zinngrube Ehrenfriedersdorf Zweckverband Sächsisches Industriemuseum
Herr Kreibich
Am Sauberg 1
09427 Ehrenfriedersdorf

35 St. Anna-Fundgrube AG Altbergbau/Geologie Westsachsen e. V.
Herr Dr. Faust
Zur Papierfabrik 10
08399 Wolkenburg

36 „Altes Bergwerk“ Miltitz Gemeindeverwaltung Triebischtal
Herr BM Beyer
Talstraße 2
01665 Miltitz

37 „Fortuna Stolln“ Gemeindeverwaltung Deutschneudorf
Herr BM Haustein
Bergstraße 9
09548 Deutschneudorf

38 Fundgrube "St. Christoph" Knappschaft Breitenbrunn e.V.
Herr Schmidt, Herr Peter
St. Christoph 12
08359 Breitenbrunn

39 Wille Gottes Stolln Stadtverwaltung Thalheim
Herr Kühn
Hauptstraße 5
09380 Thalheim

40 Alaunwerk Reichenbach –
Mühlwand

Stadtverwaltung Reichenbach
Herr Hennebach
Markt 6
08468 Reichenbach
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Nr. Name des Objektes Ansprechpartner

Unterirdische Hohlräume

I Bergkeller im Schönherr-Park Sächs. Verein f. Forschung u. Entwicklung e.V.
Herr Dr. Langer
Talstraße 53
09577 Niederwiesa

II Gangsystem Kellerberge Stadtverwaltung Penig
Herr BM Eulenberger, Frau Heinrich
Markt 6
09322 Penig

III Gangsystem
Schloß Hinterglauchau

Museum und Kunstsammlung Schloß Hinterglauchau
Herr Winkler
08371 Glauchau

IV Gangsystem Schloß Lichtenstein 1. Sächsische Landesgartenschau Lichtenstein 1996 GmbH
Frau Bartel
Mühlgraben 1
09350 Lichtenstein

V Hohlraumsystem Burgberg
Meerane

Stadtverwaltung Meerane
Herr Och
Leipziger Straße 32-34
08393 Meerane

VI Hohlraumsystem Kaßberg Sächs. Verein f. Forschung u. Entwicklung e.V.
Herr Dr. Langer
Talstraße 53
09577 Niederwiesa

Besucherhöhle

A Drachenhöhle Syrau Gemeindeverwaltung Syrau
Frau Bauer
Höhlenberg 10
08548 Syrau

Blatt 6
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Jahresbericht 2001, herausgegeben vom
Präsidenten des Sächsischen Oberbergamtes
Kirchgasse 11, 09599 Freiberg

Telefon: (03731) 372-0
Telefax: (03731) 372 1179

E-Mail: Poststelle@obafg.smwa.sachsen.de
Homepage: www.bergbehoerde.sachsen.de

Titelfoto

Erdwärmenutzung in Coswig - Abteufen einer geo-
thermischen Sondenbohrung
(Foto: AmoTherm AG)

Verteilerhinweis

Diese Druckschrift wird vom Sächsischen Ober-
bergamt im Rahmen seiner verfassungsmäßigen
Verpflichtung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit
herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch
von deren Kandidaten oder Helfern im Zeitraum von
5 Monaten vor einer Wahl zum Zwecke der Wahl-
werbung verwendet werden. Dies gilt für alle Wah-
len.

Quellenhinweis zu den Übersichtskarten

Darstellung auf der Grundlage der Übersichtskarte
Freistaat Sachsen 1 : 200.000 mit Genehmigung des
Landesvermessungsamtes Sachsen; Genehmigungs-
nummer: 73/02). Jede weitere Vervielfältigung die-
ser Karten bedarf der Erlaubnis des Landesvermes-
sungsamtes Sachsen.

Bei Abdruck wird die Zustimmung des Herausge-
bers erbeten.

mailto:Poststelle@obafg.smwa.sachsen.de
http://www.bergbehoerde.sachsen.de/
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